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Deut ſchland. 
O. C. Landtags - Verhandlungen. 
64. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 17. Febr. 

11 Ubr. Am Miniſtertiſche Bitter, Friedberg, von Puttkamer und 
mmiſſarien. a N 
Eingegangen iſt folgendes Schreiben des Miniſters des Innern an 
1 Präſidenten des Hauſes: Berlin, den 17. Februar 1830. Ew. Hoch⸗ 

ohlgeboren beehre ich mich den Antrag des Staats miniſteriums an das 
Haug der Abgeordneten wegen Ertheilung feiner Zuſtimmung zur Vertagung 
des Landtages, ſowie die Allerhöchſte Ermächtigung vom 17. d. M. in der 
Anlage ganz ergebenſt zu überſenden. Der Miniſter des Innern. Graf zu 

Eulenburg. 

Die Allerhböchſte Ermächtigung lautet: Wir Wilhelm von Gottes 
Gnaden König von Preußen ꝛc. ertheilen Unſerem Staatsminiſterium hier⸗ 
durch die Ermächtigung, die Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags dazu 
Anzuholen, daß deren Vertagung vom 20. Februar d. J. bis zum zweiten, 
N auf den Schluß oder die Vertagung der gegenwärtigen S eſſion des Reichs⸗ 

tages folgenden Werktage, beziehungsweiſe, falls die Seflion des Reichstages 
in der Woche vor Pfingſten d. J. geſchloſſen oder vertagt werden ſollte, bis 
zum 20. Mai d. J. erfolge. Gegeben Berlin, den 17. Februar 1880. gez. 

ilhelm, gegengezeichnet vom Staatsminiſterium. 

Der Antrag des Staatsminiſteriums lautet: „Auf Grund der 
Allerböchſten Ermächtigung dom 17. d. M. ergebt bierdurch an das Haus 
der Abgeordneten der Antrag, zur 1 des Landtages der Monarchie 
vom 20. d. M. bis zum zweiten, auf den Schluß oder die Vertagung der 
gegenwärtigen Seſſion des Reichstages folgenden Werktage, bezw., falls die 

eſſion des Reichstages in der Woche vor Pfingſten geſchloſſen oder ver⸗ 
agt werden ſollte, bis zum 20. Mai. d. J. ſeine asus zu ertheilen. 

as Staatsminiſterium.“ 2 

Das Haus hat zwei Mitglieder zur Staatsſchulden⸗Commiſſion zu wäblen. 
Abg. Klotz wird durch Acclamation wiedergewählt und an Stelle des Abg. 
tengel, der von dieſem Amt entbunden zu werden wünſcht, auf feinen 
Vorſchlag der Abg. Clauswitz gewählt, der mit Beziehung auf ven Eid, 
en er auf die Verfaſſung geleiſtet, die von ihm übernommene Pflicht treu 
zu erfüllen verſr richt. f h 
In dritter Berathung wird der Geſetzentwurf, enthaltend Beſtimmungen 
über das Notariat, unverändert 5 t. Bei 8 4 erklärt der Regie⸗ 
kungs⸗Commiſſar Geb. Rath Kurlbaum II. auf eine Anfrage des Abg. 
rab, daß die Einführung des res über das Verfahren bei Aufnahme 
don Rotsriatsinſtrumenten vom 11. Juni 1845 in den Landestheilen des 
gemeinen Rechts auch die Gebiete Schleswigs umfaſſe, in denen das ge: 
ne Recht analoge Anwendung findet. Als ſodann der Abg. Francke 
1 der Würde des Notars nicht angemeſſen findet nach § 10 des Geſetzes 
ur eine beglaubigte Abſchrift einer kleinen Urkunde einen Gebührenſatz 
gen nur 10 Pf. zu erheben, erklärt der Herr Commiſſar, daß eine höbere 
ebühr für die Beglaubigung nicht zugeſtanden werden könne, da der Notar 
für die Richtigkeit der Abſchriften obnebin daſtet. ; 
Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Ver⸗ 
ndung der aus dem Ertrage von Reichsſteuern an Preußen 
zu überweiſenden Geldſummen. 5 

U lautet nach dem Beſchluſſe der Budget⸗Commiſſion: Die dem preu⸗ 
Bilden Staat aus dem Ertrage der Zölle und der Tabaksſteuer ($ 8 des 

eichsgeſetzes vom 15. Juli 1879 oder in Folge weiterer Steuerreſormen 
Ab, Reiches jährlich zu überweiſenden Geldſummen unter Zurechnung reſp. 

rechnung desjenigen Betrages, um welchen der je für daſſelbe Jahr von 
Preußen zu leiſtende Matricularbeitrag weniger oder mehr beträgt, als die 
m Staatsbausbaltsetat für 1879/80 vorgeſehene Summe — werden nach 
2 aßgabe der . N Beſtimmungen zum Erlaß eines entſprechenden 
8 etrags an Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer verwendet, inſoweit 
rüber nicht mit Zuſtimmung der Landesvertretung bebufs Bedeckung 
er Staatsausgaben oder behufs der Üeberweiſung eines 
Theils des Ertrags der Grunde und Gebaudeſteuer an die 
ommunalverbände anderweit Verfügung getroffen iſt. 

Hierzu liegt ein Antrag der Abgg. von Hune, von Minnigerode, Graf 
Limburg⸗Stirum, von Hülſen, von Heereman und Janſſen vor, welcher die 
Reichsüberſchuſſe, ſoweit nicht zur Deckung der Staatsausgaben anderweit 
darüber Verfügung getroffen ift, zur Hälfte den Kreiscommunalver⸗ 
bänden (tefp. Amtsverbände der Provinz Hannover) nach Maßgabe der 
von ihnen aufgebrachten Grund: und Gebäudeſteuer überweiſen, zur an: 
deren Hälfte zum Erlaſſe eines eniſprechenden Betrages der Klaſſen⸗ 
und Einkommenſteuer verwenden will. { 

& Die Regierungsvorlage lautete: „Die dem preußiſchen Staate aus dem 
Wange Yale und der Tahaksſteuer ($ 8 des Reichsgeſetzes vom 15. Juli 
w 9 — Reichsgeſetzblatt S. 207 —) jahrlich zu überweiſenden Geldſummen 
derden — nach Abrechnung desjenigen Betrages, um welchen der je für 
jallelbe Jahr von Preußen geleiſtete Matricularbeitrag die in dem Staats: 
anuöbalte für 1879/80 vorgeſedene Summe überfteigt — inſoweit darüber 
icht mit Zuſtimmung der Landesvertretung behufs Bepeckung der Staats⸗ 
ausgaben oder behufs Ueberweiſung eines Theils des Ertrages der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer an die Communalverbände anderweit Verfügung ge: 
yoffen ift, zum Erlaß eines entſprechenden Betrages an Klaſſen⸗ und Ein⸗ 
mmenſteuer nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen verwendet.“ 
& Referent Stengel: Das Geſetz enthält im Weſentlichen die in der 
N N klärung der Regierung vom 14. Februar v. J. gegebenen Verheißungen 
Wer die Verwendung der aus den Ueberſchüſſen der Reichsſteuern an 
Erkußen gelangenden Beträge. Die Commiſſion hat daſſelbe auch auf die 
An täge künftiger Steuerreformen des Reiches ausgedehnt. Auf Anträge 
er die Art und die Höhe der Ueberweiſung der Grund⸗ und Gebäude: 
ker an Localvertzände wollte die Commiſſion nicht eingeben; fie bielt die 
Weis berbande nicht für die geeigneten Empfänger, weil ſie die Beträge für 
hagebau: und ländliche Polizeiberwaltung verwenden würden, ſo daß die 
dan chen Communen weniger Vortheil davon hätten als die ländlichen: 
Samebr müßten die Ueberweiſungen vorzugsweiſe zur Erleichterung der 
vl und Armenlaſten der Communen derwendet werden. Der Antrag 
Uecdüne löſt ferner die Frage nicht, ob die Grundbeſitzer ſelbſt durch die 
a berweiſung eine Erleichterung erfahren ſollen, eine Frage, die ſich auch 
N us ſo curſoriſch löſen läßt. Ich bitte deshalb, den Antrag v. Hüne ab: 
N lehnen. Der gegenwärtige Zeitpunkt iſt nicht geeignet, darüber zu 
Gpattiren, wie wir die Erlaſſe auf Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer und au 
ea und Gebäudeſteuer vertheilen ſollen, da wir noch gar keine Weber: 
W 5 e haben. Wenn wir das ernſthaft discutiren, ſo erwecken wir Illuſtonen, 
\ it che der Staat noch für eine Reihe von Jahren zu erfüllen außer Stande 
tto (Sehr wahr! links.) Begnügen wir uns vorläufig mit der bier ge 
‚offenen allgemeinen Beſtimmung, und 7 wir, daß dieſelben keine 
sich Form bleiben, ſondern recht bald die Finanzverhältniſſe des Staats 
f fo beſſern, daß eine Steuererleichterung eintreten kann! 
ie u v. Hülſen: Der von ihm mitunterzeichnete Antrag v. Hüne ftelle 
run derweiſung der Grund und Gebäudeſteuer mehr in den Vorder 
wand darauf, daß gerade die Hälfte der disponiblen Summe zu dieſem 
N iet verwendet werde, komme es nicht an, aber man dürfe nicht die Mög⸗ 
2 eit offen laſſen, daß von der Ueberweiſung ganz Abſtand genommen 
N ie dürfe nicht an die Communalverbände erfolgen, die ſich dadurch 
die zu Ausgaben verleiten laſſen würden, die fie in ſchlechten Zeiten, wo 
kön Finanzlage des Staates die Ueberweiſung nicht geſtatte, nicht decken 
: Be Dagegen würden die Kreisverbände die überwieſenen Summen 
Net chſt zur ragung ihrer Provinzialabgaben verwenden und ſodann den 
erlag." gerechter Weiſe an die Communen vertbeilen fönnen. Ein Steuer: 
bey a1 Gunſten der Grundbeſitzer ſei durch den Antrag v. Hüne nicht 


Ar. 82. 


— 


* 


5 t; die Grundbeſitzer, als die Mehrberechtigten in den Communen, 

ersten auch höhere Laſten tragen. Vielmehr ſolle eine ganz beſtimmt aus: 

abe Bun 810 Steuerertrages zu beſtimmter Verwendung den 
nden überwieſen werden. 

a daß Rickert: Ich hätte gewünscht, daß die Staatsregierung ſich dar⸗ 

uu beſchränkt hätte, die c Cabinetsordre mit wenigen Aenderungen 

nur mit den abſolut not * Ausführungen in ein Geſetz zu 
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Verdienſt ja dieſe ganze Vorlage zuzuſchreiben iſt, nicht beabſichtigt. Es 
wäre, glaube ich, beſſer geweſen, § einfach in der Form der Cabinetsordre 
und § 2 in der der Commiſſion vorzulegen. Die Staatsregierung iſt einen 
anderen Weg gegangen und wir haben uns ihr darin angeſchloſſen. Die 
Erledigung dieſes Geſetzes halten wir für wichtig, weil abgeſehen davon, ob 
Ueberſchüſſe in den nächſten Jahren zur Vertheilung kommen werden, jeden⸗ 
falls hier ein wichtiges formales Recht auf dem Wege der Vereinbarung 
feſtgeſtellt werden ſoll, und es wird einen höheren Werth haben als die 
Beſtimmung, nach welcher, wenn eine Vereinbarung zwiſchen den geſetzlichen 
Factoren über die Verwendung von Ueberſchüſſen nicht zu Stande kommt, 
dieſelben zur Tilgung von Staatsſchulden verwendet werden ſollen. Nun 
will der Aatrag Huene einen neuen Gedanken in die Vorlage bringen, der 
weder bei der erſten Beratbung, noch in der Commiſſion durch einen Be⸗ 
ſchluß irgendwie zur Geltung gebracht iſt Nun iſt ohne Frage die Ueber⸗ 
weiſung eines Theiles der Realſteuern, wenn möglich der ganzen Real⸗ 
ſteuern an die Communalverbände etwas Wünſchenswerthes, und die libe⸗ 
rale Mehrheit des Haufes hat ſchon 1865 gegen den entſchiedenen Wider⸗ 
ſpruch der Staatsregierung den Grundſatz feſtgeſtellt, daß die Realſteuern 
den Communalverbänden gehören, ohne daß dieſer Gedanke die Unter⸗ 
ftügung der anderen Parteien fand. . 

Die ganze Ausgleichung und das Geſetz über die Gebäudeſteuer von 
1861 liegt fern ab von dem Wege, ſie haben uns ja weiter nichts gebracht 
als eine Erhöhung beider Steuern, ſowohl der Grund⸗ als der Gebäude⸗ 
ſteuer. Bei Einbringung des Klaſſenſteuergeſetzes 1873 perſuchten wir, 
wenigſtens theilweiſe, die Aufgabe zu löſen. Auch dieſer Verſuch ſcheiterte 
an dem Widerſpruch der Regierung und fand auch nicht die Sympatbien, 
deren ſich der Antrag v. Hüne jetzt erfreut. Ueber dieſen Antrag, dem die 
Regierung widerſpricht, der in der Commiſſion bereits zurückgezogen war, 
jetzt zwei Tage vor Schluß der Seſſion ſich zu entſcheiden die principiellen 
und techniſchen Schwierigkeiten, die damit verbunden ſind, zu erörtern, iſt 
das Haus nicht mehr in der Stimmung. Hoffentlich wird er auch jest 
wiederum zurückgezogen (Widerſpruch im Centrum) oder von den Herren 
die Verweiſung ihres Antrages mit der Vorlage an die Budgetcommiſſion 
zur näberen Erörterung und zur Umformulirung in die Geſetzesſprache 
beantragt werden. Etwas Anderes iſt in der That nicht möglich. Der 
Antrag entſcheidet vorweg die Frage: ſollen die Realſteuern den Provin⸗ 
zial und Kreisverbänden oder den unteren Verbänden überwieſen werden? 
Soll bei der Gebäudeſteuer — die Frage war doch disber eine offene — 
ohne Weiteres der Ertrag der entbehrlichen Gebändefteuer den Kreiscom⸗ 
munalperbanden überwieſen oder ſollen die Städte dabei betheiligt werden? 
Alle dieſe Fragen löſt der Antrag Hüne ſehr einfach, indem er die Summe 
den Kreiſen überläßt. In einzelnen Provinzen iſt, wie ſchon in der Com⸗ 
miſſion entgegnet wurde, die Sache gar nicht ausführbar. Durch den Zu⸗ 
ſatz: „in Hannover den Amtsverbänden“ iſt auf einen einzigen Fall Rück⸗ 
ſicht genommen in dem Augenblick, in welchem eine Kreisordnung für die 
weſtlichen Provinzen und für Hannover in den nächſten Jahren vom Di: 
niſter des Innern angekündigt wird. . 1 ger: 

Wollen Sie denn eine völlige Verſchiedenheit auf dieſem wichtigſten Ge⸗ 
biete der Beſteuerung eintreten laſſen? Wollen Sie im ganzen Staat die 
Kreiſe zu Empfängern machen und in Hannover die Amts verbände, während 
die Geſetzgebung die communalen Angelegenheiten im ganzen Staat ein⸗ 
heitlich zu ordnen bemüht iſt? Was ſollen die Kreiſe in der Rheinprovinz 
mit dem Gelde anfangen, auf denen die Communallaſten dort nicht ruhen, 
ſondern auf den engeren Kreisverbänden? Sie geben es den Kreiſen, weil 
Sie einen andern Ausweg in der Noth nicht wiſſen, aber die Geſetzgebung 
darf doch nicht ſo operiren. In der Provinz Sachſen giebt es einen Kkeis, 
der gar keine Steuern erbebt; was ſoll der mu dem Gelde anfangen? Und 
in welche 1 51 9 5 bringen Sie die Kreife, die zeuweiſe für ein oder 
zwei Jahre die Realſteuern bekommen und für zehn Jahre wieder ver⸗ 
lieren! Sie treiben ſie zu Ausgaben, für die ſchließlich der Steuerzahler 
die Zeche bezahlen muß. Man kann den Steuerzahlern zeitweiſe Steuer⸗ 
erläſſe geben, aber niemals den Verbänden Ueberſchüſſe auf Zeit zuweisen. 
Die Verbände können dergleichen gar nicht wünſchen und der Weg zu einer 
veſſeren Löſung, zur dauernden Ueberweiſung einer Quote der Realſteuer 
an die Verbände wird durch den Antrag verſperrt. Eine ſolche Ueber; 
weiſung an die Kreisverbände, ſoweit es angeht, in den öſtlichen Pro: 
vinzen, vielleicht an andere Verbände in den weſtlichen und in Hannover, 
würde der reiflichſten Erwägung bedürfen. Eile hat die Sache nicht. In⸗ 
zwiſchen wird der Urwähler, der die Sprache der conſervaupen Partei und 
der Staatsregierung in der „Provinzialcorreſponden;“ vom Jahre 1878 mit 
der beute geführten vergleicht, ſehr bedenklich ſein Haupt ſchüneln und Bes 
trachtungen anſtellen, die nicht gerade ſebr angenehm für Sie ſind. Die 
Vermehrung der Einnahmen um 130 bis 160 Millionen jollte die Reichs⸗ 
finanzen ſelbſtſtändig machen, die Einzelſtaaten und Communalverbande 
entlalten, von einer Vermehrung der Ausgaben ſei feine Rede; eventuell 
ſollte die Mehreinnabhme verwendet werden, um das dringend nothwendige 
Schulgeſetz durchzuführen, Eiſenbahnen und Canale zu bauen u. ſ. w. 

Von alledem iſt es ſehr ſtill geworden und der Reichsetat hat nicht blos 
uns, ſondern auch dem größten Theil der Wäbler bittere Enttäuſchungen 
gebracht. Das Reich nimmt etwa 30 —32 Millionen mehr für ſich von den 
Steuern, die Sie zur Entlaſtung von directen Steuern geſchaffen haben, in 
Anſpruch, dem Plus von 23 oder 24 Millionen, das uns aus den Zöllen 
überwieſen wird, ſteht ſchon wieder eine Erhöhung der Matricularbeiträge 
um 7% Millionen gegenüber und die weitere Perſpective iſt noch ungün⸗ 
ſtiger. Der Militäretat fordert dauernd vom Lande erheblich mehr. Ich 
habe nichts dagegen, wenn nothwendig erachtete Mebrausgaben vorgeſchlagen 
werden, aber der Contraſt mit der Sprache zur Zeit der Wablen iſt doch 
fehr bedenklich. Genau das iſt eingetroffen, was wir geſagt haben und der 
ſchnelle Wechſel der Scene ſollte die Herren im Punkt der Verſprechungen 
für die Zukunft vorſichtig machen. Der Abg. Richter ſah das Geſetz als 
ein Portemonnaie an, zu dem das nöthige Geld noch fehle, der Finanz⸗ 
miniſter dagegen in ſeiner Budgetrede vom 31. October 1879 hielt eine 
Füllung deſſelben und folgereht auch Steuererläſſe ſchon in nächſter Zeit 
für möglich. Ich bin ſehr begierig, ob wir nicht dieſen Weg mit dem Herrn 
Miniſter gehen können und würde mit verdoppelten Kräften im Reichstage 
die Erhöhung der Matricularbeiträge zu beſeitigen und den Reichsetat ba⸗ 
lanciren zu helfen mich bemühen — vielleicht bekommen wir noch ander: 
weite Ueberſchüſſe für dies Jahr heraus —, wenn ich hoffen dürfte, daß 


f wir in der Nachſeſſion die Ueberſchüſſe zu Steuererläſſen verwenden könnten, 


trotzdem daß das Deficit durch eine Anleihe gedeckt iſt. Einen andern Sinn 
kann doch die Aeußerung des Finanzminiſters nicht haben und ich bin 
übe rzeugt, daß wir im Reichstage aus derſelben die doppelte Verpflichtung 
entnehmen werden, im Reich auf volle Sparſamkeit zu dringen und die 
Balancirung in unferem Sinne herbeizuführen. Im Uebrigen find wir 
dem Lande und der Staatsregierung eine ſchnelle und unzweideutige Ent: 
ſcheidung ſchuldig, die den Boden der k. Cabinetsordre möglichſt un ber: 
läßt, denn die Staatsregierung wie das Herrenhaus find nur an dieſe ger 
bunden. Jede Aenderung bringt uns in eine ungünſtige Lage und kann 
die Vorlage zum Scheitern bringen, wofür diejenigen die Verantwortung 
zu tragen haben werden, welche die Aenderungen herbeigeführt haben. 
(Beifall links.) 

Abg. v. Hüne hatte ſeinen Antrag nach der Erklärung des Regierungs⸗ 
Commiſſars, er ſei für die Staatsregierung nicht annehmbar, bereits in 
der Commiſſion e egen ſich aber vorbehalten, ihn im Plenum wieder 
aufzunehmen. Er bezwecke eine zweckmäßige Verwendung der Ueberſchüſſe 
von Reichsſteuern im Sinne der Erleichterung des Kreitzeingeſeſſenen. Wenn 
die Regierung ihn für annehmbar und durchführbar halten ſollte, ſo ſei er 
mit der Verweiſung deſſelben an die Budgetcommifiton einverſtanden; 
anderenfalls werde er ihn zurückziehen, da er nichts beantragen wolle, was 
die Regierung nicht für ausführbar halte. N 
Abg. Graf Behr glaubt am beſten 45 thun, wenn er ſich dem Geſetze 
in der Faſſung der Staatsregierung rückhaltlos anſchließt. Was ſolle die 
Formulirung des Geſetzes über die Verwendung von Ueberſchüſſen bedeuten, 
die nicht da find und feiner Anſicht nach in nächſter Zeit auch nicht in 
Ausſicht ſtehen? Die Schuld liege allerdings nicht an der Staatsregierung, 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 2 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Unfelten Beſtekungen auf dle Zeitung welche Sonntag einmal, Montag 


Einundſechszigſter Jahrgang. — Berlag von Ednard Trewendt. 


übertragen. Etwas Anderes hatte auch der frühere Finanzminiſter, deſſen 
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Mittwoch, den 18. Februar 1880. 


dwezmal, an den übrigen Faden dreſmal erſcheint. 


der man verſchiedene Stenervorlagen abgelehnt und dadurch die Steuer⸗ 
ertzäge verringert habe. Uebrigens ſei die gegenwärtige geſetzliche Regelung 
nur eine proviſoriſche; die definitive könne erſt ſpäter folgen. Er bitte um 
Annahme der Commiſſtonsfaſſung. N 5 

Der Fin anzminiſter: Die Regierung ſtebt heute auf demſelben Stand⸗ 
punkt wie bei der erſten Leſung des Geſetzes, legt großen Werth auf das 
Zustandekommen deſſelben in der Meile, wie es in der Allerhöchſten Ordre 
formulirt war, und wünſcht, daß Alles vermieden werde, was Schwierige 
keiten oder Verwickelungen in dieſe Dinge bineintragen könnte. Von dieſem 
Standpunkte aus bitte ich die Verhandlungen ſo führen zu wollen, daß es 
möglich iſt, wenigſtens eine Grundlage für die weitere Behandlung dieſes 
Geſetzes zu finden. Den Zwecken und Zielen, welche das Amendement 
v. Hüne verfolgt, bringt die Staatsregierung entſchiedene Sympathte ent⸗ 
gegen. Von der Staatsregierung ſelbſt iſt häufig und mit Nachdruck die 
Notbwendigkeit betont worden, den Communen einen Theil der Grand⸗ 
und Gebäudeſteuer zu überweiſen, aber auf denl Wege der organiſchen 
Geſetzgebung. ) 

In den Rahmen des vorliegenden Geſetzes paßt der erwähnte Antrag 
aber durchaus nicht, weil daſſelde in erſter Linie auf den Erlaß von Per⸗ 
ſonalſteuern berechnet iſt. Durch die Vermehrung der indirecten Steuern 
iſt die Möglichkeit geſchaffen, daß die weniger bemittelten Bevölkerungs⸗ 
klaſſen in Bezug auf die unentbehrlichen Lebensmittel ſchlechter geitellt wer⸗ 
den könnten, als dies früher der Fall war, und wenn dies bisher auch nur 
in mäßigem Grade eingetreten iſt, ſo hat doch die Regierung einen Aus⸗ 
gleich in dieſer Beziehung durch den Erlaß von Perſonalſteuern zunäachſt 
ins Auge gefaßt und die Ueberweiſung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer an 
die communalen Verbände iſt erſt in zweite Linie geſtellt. Die Staatsregie⸗ 
rung hat es nicht für erwünſcht halten können, gewiſſe Procentiheile von 
Steuern an die Communen zu überweiſen, ohne daß eine regelmäßige, 
ſichere Wiederholung dieſer Ueberweiſung mit Beſtimmtheit in Ausſicht zu 
ftellen iſt. Dieſe Ueberweiſung muß nach ihrer Anſicht den Charakter einer 
dauernden und definitiven Maßregel haben und muß in erheblichem Maße 
ſtaltfinden, damit denen, die Communalſteuern zu zahlen haben, auch die 
Ueberzeugung einer wirklichen Erleichterung aus Staatsmitteln erwächſt. 
Dieſe Frage iſt als ein Theil der Reform der directen Steuern anzuſehen, 
welche keineswegs ad calendas graecas verlagt iſt, ſondern ſich ſchon in 
Arbeit befindet und, wie ich hoffe, binnen Kurzem im Entwurf fertig ge⸗ 
ſtellt fein wird. Deshalb balte ich es für zweckmäßig, die Frage der Ueber⸗ 
weiſung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer jetzt nicht weiter zu verfolgen. Ich 
kann deshalb die Aufnahme des Antrages v. Hüne in dieſes Geſetz nicht 
für wünſchenswerth halten. Sollte das Haus etwas Anderes beſchließen, 
ſo würde ich mir die Erwägung darüber vorbehalten und bei weiterer Ent⸗ 
wickelung demnächſt eine Erklarung der Staatsregierung abgeben. g 
„ Abg. Richter: Ich babe ſchon bei Eindringung der königlichen Bot⸗ 
ſchaft im vorigen Jahre anderwäris gehegte Illuſionen nicht getbeilt, ſon⸗ 
dern ſtets darauf bingewieſen, wie wenig ih von alledem, was in Ausſicht 
geſtellt wurde, erfüllen würde. Die Conſervativen freilich baben bei den 
Wablen mehr als jemals irgend eine andere Partei in Verſprechungen ge⸗ 
leiſtet. (Lachen rechts; bört, bört! links.) Ich entnehme aus Jbren Zus 
rufen, daß es Ihnen jetzt leid thue; jetzt iſt es aber ſchon zu ſpät. Wir 
haben 200 Millionen Mark neue Steuern als Ergebniß dieser Reform in 
Ausſicht geftellt, Sie große Steuererlaſſe. Heute ſprechen Sie ganz anders. 
Sie haben Illuſionen nach allen Seiten hin erweckt; Sie ſind in großer 
Babl bierher gekommen. Was hat das Volk davon? Immer mehr neue 
Steuern, immer mehr Polizei, geistliche und weltliche: das iſt Alles, was 
Sie dem Lande bringen. Auf das Geſetz felöit eingehend, muß ich ſagen, 
daß wir in dem Augenblick, wo der erhöhte Militäretat ſo ironiſch auf uns 
herabblickt, Alles vermeiden ſollten, was wie ein Streit um die Vertheilung 
einer Beute ausſieht, die wir nicht haben und in den nächſten drei Jahren 
ſchwerlich haben werden. In der formalen Behandlung der Sache ſtimme 
ich mit dem Herrn Finanzminiſter überein. Bei Annahme des Commiſſions⸗ 
Antrages wird gar keinem Standpunkte präjudicirt und uns über die Ver⸗ 
wendung der Ueberſchüſſe ebenſo freie Hand gelaſſen, wie dies in jener 
Botſchaft der Fall war. Der Antrag Hüne geht über die doch unter Mit⸗ 
wirkung des Centrums zu Stande gekommene Reſolution des Hauſes hinaus 
und will ſpecialiſiren, was nicht in dieſes Geſetz gehört. Nach Ablehnung 
des Antrages Hüne bleibt die Sache genau ſo, wie ſie iſt. Zu bedenken 
iſt ferner, daß auch das Herrenhaus mitzuſprechen hat, das einen Geſeß⸗ 
entwurf, der ſich in der Commiſſionsfaſſung genau mit der vorjährigen 
Reſolunion und Botſchaft deckt, loyalerweiſe gar nicht ablehnen kann. 

Zu dieſen Erwägungen kommen noch die bereits angeführten techniſchen 
Bedenken, die ein Vorgehen nach dem Antrag v. Hüne ganz unmöglich 
machen, abgeſehen von der geringen Ausſicht auf einen Ueberſchuß. Sollte 
aber wirklich über einen mäßigen Betrag zu verfügen ſein, dann iſt — 
darin gebe ich dem Herrn Finanzminiſter Recht — der Steuererlaß dahin zu 
kehren, wo der Druck am härteſten iſt. Die neuen Steuern auf Dinge all⸗ 
gemeinen Verbrauchs treffen alle Klaſſen, darum muß der Steuererlaß auch 
allen Klaſſen zu gute kommen, und das iſt nur bei der Klaßſen⸗ und 
claſſificirten Einkommenſteuer der Fall. Sollten aber wirklich größere 
Summen verfügbar werden, jo müſſen wir uns erinnern, daß wir auch 
Verſprechungen gegeben haben auf Berückſichtigung der Gewerbeſtener. Be⸗ 
züglich der Form der Ueberweiſung muß ich davor warnen, jetzt die 
Communen auf die wechſelnde Rente im Staatshaushaltsetat anzuweiſen, 
der uns jo wie fo ſchon durch den Reichshaushaltsetat geſtört wird. Das 
bereits beſtehende Verhältniß der unglückſeligen Verflechtung von Landes⸗ 
und Reichefinanzen würde durch Annahme des Antrages Hüne nur noch 
weiter fortgeſetzt werden, und man wüßte ſchließlich gar nicht mehr, wer 
die Verantwortung hat. Wenn Sie den Communen etwas zuweiſen wollen, 
fo ſei es nicht eine wechſelnde jährliche Rente, ſondern geſchehe durch Löſung 
der Frage, wie man organiſch gewiſſe Theile unſeres Steuerſyſtems in. Ver⸗ 
bindung ſetzen kann mit den Communalverbänden. Das Amendement 
Hüne nimmt ferner mehr Rückſicht auf den Oſten, beſonders auf den Groß⸗ 
grundbeſitzer der“ öſtlichen Provinzen, als auf andere Landestheile und 
namentlich auf den Weſten, wo vor Abänderung irgend welcher organiſcher 
Geſetze erſt eine neue Kreisordnung exlaſſen fein müßte. Den rheiniſch⸗ 
meitfäliichen Kreistagen mit ihren abhängigen Landbürgarmeiſtern und 
Rittergutsbeſitzern konnen wir nicht viel vernünftige Wirthſchaft zutrauen 

Der Antrag hat auch darin eine Lücke, daß er nicht vorſchreibt, wie die 
Verwendung ftattfinden foll. Der Antrag iſt überhaupt mehr improvifrt, 
er iſt vom Aug. v. Huene, indoſſirt worden, er zieht Canſequenzen nach 
ſich, die man ſich nicht alle klar gemacht hat. Er greift in unſere geſammte 
Communal⸗ und Steuerwirthſchaft hinein, ohne überall die entſprechende 
Ordnung, die er doch mit ſich führen müßte, herſtellen zu können. 
kann deshalb nur dringend rathen, daß wer überhaupt den Wunſch hegt, 
erſt eine Handhabe zur Verwendung der Steuerüberſchüſſe zu bekommen, 
ſich möglichſt auf dasjenige beſchränkt, was durchaus in dem Geſetze ſtehen 
muß, und das iſt der Commiſſionsvorſchlag, und alle weiteren Spaialiſi⸗ 
rungen mögen Gegenſtand fpäterer Sorge fein. (Beifall.) 

Generalſteuerdirector Burghart: Gegen die Anhänger des v. Huene⸗ 
ſchen Amendements macht der Vorredner nicht ohne Grund geltend, daß 
es nicht an der Zeit ſei, einen großen Streit darüber zu erheben, in welches 

ach des Portemonnais der noch nicht erlegte Bär geſteckt werden ſoll. 
Heiterkeit.) Die Größe des verfügbaren Betrages iſt ein ganz weſentlicher 

actor bei der Entſcheidung, wie der Betrag am zweckmäßigſten verwendet 
werden ſoll. Ferner bat der Abg. Richter mit Recht hervorgehoben, daß es 
am Beſten ſei, ſich moͤglichſt wenig von der Regierungsvorlaga zu entfernen, 
weil man ſonſt den anderen Factor der Geſetzgebung berechtigen würde, 
feine Zuſtimmung zu verſagen. Wenn die Regierungsvorlage angenommen 
wird, kann das Herrenhaus nicht zurücktreten, ſonſt hätte es ſchon im vori⸗ 
gen Jahre gegen die von der Regierung gemachte Zuſa ge Widerſpruch er⸗ 
heben müſſen. Es iſt bedenklich, einen Steuererlaß zu Siriren, wenn man 
nicht überjehen kann, durch welche Factoren er bedin at wird, wenn man 
nicht weiß, wie viel Einnahmen wird das Reich haben und wie viel Mas 
tricularbeiträge werden wir zahlen müfien. 

Dieſer Einwand läßt ſich aber nicht blos gegea den Antrag von Hüne 
erheben, ſondern auch gegen den Commiſſionsoorſchlag. Die Zuſicherung 
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5 rigen Sefflon drüc 
aus; bei einem Geſetz muß man ſich die Worte reiflich überlegen; der Com⸗ 
miſſtonsvorſchlag disponirt im Voraus auch über das, was eine fpätere 
Reform der Reichsſteuern dem preußiſchen Staatsbaushalte bringen fol. 
Es giebt aber verſchiedene Steuerreformen. Denken Sie an die Börſen⸗ 
ſteuer; ſie würde Preußen bedeutende eigene Steuern entziehen: die Stempel⸗ 
ſteuern auf Actien, Pfandbriefe, Obligationen au porteur ze. Wenn nun 
aus der Börſenſteuer Ueberſchüſſe an Preußen gelangen, ſo müſſen Sie 


nach dem Vorſchlage der Commiſſion ſofort mit einem Steuererlaſſe vor⸗Ich 


ehen, ohne daß man bemerkt, daß auf der anderen ein großes Loch ent⸗ 
tanden iſt. Man kann doch nur die Ueberſchüſſe zu Erlaſſen verwenden, 
welche aus einer Reform hervorgehen, die nicht eine Verminderung der 
eigenen Steuern Preußens zur Folge hat. Ferner kann man doch nicht 
Ueberſchüſſe zu Erlaſſen verwenden, die zum Beiſpiel aus beſonders guten 
Einnahmen wegen einer guten Ernte bei der Zuckerrübenſteuer oder aus der 
in Poe der wachſenden Bevölkerung ſich dermehrenden Einnahmen der 
Salzſteuer entſteben. Dieſe Geſichtspunkte müſſen alſo in Erwägung ge⸗ 
zogen werden, und dazu giebt allein die Regierungsvorlage die nöͤthige Frei⸗ 
beit der Bewegung. , : . 

Abg. v. Minnigerode: Die Debatte hat mir den Eindruck gemacht, 
als ob es ſich hier um eine Generalprobe für den morgenden Reichstag 
handle. Man hat von zerſtörten Illuſionen geſprochen, von Hoffnungen, 
die wir erregt, aber nicht erfüllt. Der heutige Zuſtand iſt kein erfreulicher 
und befriedigender, aber ich leugne, daß er ein klares Bild von dem giebt, 
was werden wird und was wir gewollt haben. Die Beſteuerung des Tabaks 
kann erſt in zwei oder drei Jahren vollſtändig wirkſam werden; zur rechten 
Zeit ſind die Sperrmaßregeln verſäumt und dadurch ein bedeutender Theil 
der Einnahme verloren gegangen. Manches iſt nicht erreicht worden. Die 
Branſteuer iſt abgelehnt, die Tabakſteuer iſt herabgeſetzt, ebenſo find die 
Finanzzölle vermindert worden. Wie kann man nun uns dafür verant⸗ 
wortlich machen, daß keine Ueberſchüſſe vorhanden ſind? Sie (nach links 
deutend) haben ja Alles abgelehnt. Sie haben die Reſolution angenommen, 
aber im Reichstage Ihre Mitwirkung verſagt; Sie haben ſich die Kiſſen zu⸗ 
rechtgelegt, aber ſich nicht ins Bett legen wollen. Der Abg. Richter meinte, 
die Militärvorlage blicke höhnend (Zurufe: ironiſch!) — ich habe höhnend 
notirt — auf dieſe Verhandlungen herab. Es iſt an ſich nicht geſchmack⸗ 
voll, ſo von dem Beſtreben zu reden, die Wehrkraft der Nation zu ſtärken. 
Nach meiner Erfahrung iſt bisher durch Reden die Wehrkraft der Nation in 
keiner Weiſe geſtärkt worden. (Beifall rechts.) N 

Au Richter: Durch die Schwächung der Steuerkraft wird die natio⸗ 
nale Wehrkraft anch nicht gehoben, denn ſchließlich kommt es im Kriege 
nicht nur auf die Soldaten an, ſondern auf das Geld, und im Kriege 

Hm ein Land ſich nur nachhaltig wehren, wenn es im Frieden feine Kräfte 
ſchonte. Jede Debatte über die Steuerkraft tangirt auch die Wehrkraft des 
Landes, wer die Steuerlaſt leichter macht, macht ſich auch um die Wehrkraft 
verdient. Der Reichstag hat pier Fünftel deſſen bewilligt, was die Re⸗ 
ierung verlangte. Davon erſcheint der größere Theil (don im Reichs⸗ 
Baushaltsetat Wenn 71 Millionen neuer Steuern eingehen, dann mußte 
doch mindeſtens auch ein klein Bischen Steuererlaſſe erſcheinen; aber ſo 
gar nichts geben und noch Schwierigkeiten machen, daß man das Porte⸗ 
monnaie ohne Geld bekommt, iſt doch gar zu hart. Wir haben übrigens 
egen die Reſolution geſtimmt, weil wir fürchteten, daß es nicht ein Kiſſen 
iſt, auf welches die Steuererlaſſe zu liegen kommen, ſondern die erſte Sproſſe 
ur Leiter, auf der die Steuererhöhung durchgeſetzt werden ſolle. Der 
Herr Regierungs⸗Commiſſar meinte, ich hätte geſagt, man ſolle ſich auf das 
beſchränken, was die Regierungs⸗Vorlage will. Ich habe thatſächlich geſagt, 
die Grundlage für unſere Berathung ſei richtiger und vollſtändiger gemabrt 
in den Commiſſions⸗Beſchlüſſen, als in der Regierungs⸗Vorlage. Man braucht 
deshalb die Regierungs⸗Vorlage nicht anzuerkennen, die hinter dem zurück⸗ 
bleibt, was die Botſchaft und die vorjährige Reſolution ausdrückt. Daß, 
wie der Herr Regierungs⸗Commiſſar ferner hervorhob, die neuen Steuern 
vielfach alte Steuern in Preußen ablöſen, z. B. bei der Börſenſteuer, wiſſen 
wir ſehr wohl, Von der Eventualität, daß in Folge einer guten Ernte an 
Steuern etwa mehr einkommen könne, iſt voriges Jahr ſchon geſprochen 
worden. Man hat dagegen die Unmöglichkeit der Berechnung im Einzelnen 
eltend gemacht und die Nothwendigkeit hervorgehoben, einen beſtimmten 
trich zu ziehen, nämlich die Matricular⸗Beiträge, wie ſie ſich 1879 und 
1880 ſtellen. Das iſt die Grundlage der vorjährigen Botſchaft und muß 
auch die Grundlage dieſes Geſetzes ſein. Man ſoll ſich alſo einerſeits nicht 
auf die Regierungs⸗Vorlage beſchränken, andererſeits in dieſem Augenblicke 
Specialitäten vermeiden, die uns nur in Gefahr bringen, das nicht zu be⸗ 
. wir bedürfen, nämlich ein erweitertes Steuerbewilligungsrecht 
es Hauſes. ; 

In der Abſtimmung wird der Antrag v. Hüne's abgelehnt gegen 
die Stimmen der Conſervativen und des Centrums; $ 1 der Commſſions⸗ 
vorſchläge wird angenommen. f 

§ 2 lautet nach dem Vorſchlage der Commiſſion: „Der zu dem Klaſſen⸗ 
und Einkommenſteuererlaß zu verwendende Betrag ($ 1) wird durch den 
Staats haushaltsetat feſtgeſtellt.“ - 

Die Regierungsvorlage lautete: „Die Feſtſtellung der nach § 1 zu über⸗ 
weiſenden Summen erfolgt auf Grund der im Art. 39 der Reichsverfaſſung 
erwähnten Jahresabſchlüſſe und der dieſem gemäß ſtattfindenden Abrech⸗ 
nungen. Die aus den definitiven Abrechnungen ſich ergebenden Berichti⸗ 
gungen werden im nächſten Jahre ausgeglichen. 

Abg. Graf Limburg⸗Stirum erklärt ſich gegen den von der Com⸗ 
miſſion beſchloſſenen $ 2, deſſen Annahme für ihn ein Grund fein würde, 
gegen das ganze Geſetz zu ſtimmen. Der Commiſſionsvorſchlag gehe weiter 
als die urſprüngliche Zuſage der Regierung erlaube und bedeute eine ganz 
bedenkliche Aenderung der Vorlage. Wenn im preußiſchen Etat bereits 

über die Ueberſchüſſe des nächſten Etatsjahres zu Steuererlaſſen disponirt 
würde, jo könnte der erſt ſpäter aufgeſtellte Reichsetat eventuell dieſe Ueber: 
ſchüſſe illuſoriſch machen, und die Regierung gezwungen ſein, für dieſen 
Ausfall eine Anleihe aufzunehmen. Gehe man über die Regierungsvorlage 
Warane ſo unterwerfe man den Etat ganz gefährlichen Schwankungen; zur 

eranſchlagung im Etat mußten ja die Ueberſchüſſe auch nach der Regie 
rungsvorlage kommen, die er dringend zur Annahme empfehle. 

Abg. Hobrecht: Ich kann dem Vorredner nicht beiſtimmen, daß im 
§ 2 der Commiſſionsvorlage mehr gefordert werde, als von vornherein 
beabſichtigt ſei. Ich habe nicht gezweifelt, daß die Regierung ihr im ver⸗ 

angenen Jahre gegebenes Verſprechen rückhaltslos ausführen würde und 

abe meine Bedenken gegen die Vorlage derſelben unterdrückt, um nicht den 
Schein des principiellen Gegenſatzes zu erwecken. Nachdem die Commiſſion 
zu einem Reſultat gekommen iſt, gegen das die Regierung keinen Wider: 
ſpruch erhebt, und nach den eben gehörten Behauptungen des Vorredners, 
will ich jedoch nachweiſen, daß die von der Commiſſion gewählte Form des 
8 2 ſowohl den Abſichten als auch dem Wortlaute der im vorigen Jahre 
gegebenen Zuſage entſpricht. Es iſt für die Wirkung des Erlaſſes nicht 
gleichgültig, ob der Steuerzahler einen Zuſammenhang zwiſchen der allge⸗ 
meinen Wirthſchaftslage und dem augenblicklichen Erlaſſe begreifen kann 
oder nicht. enn in einem Jahre, wo die Mittel ſehr ſparſam verwendet 
werden müſſen, die Steuerzahler 3 oder 4 Monate Klaſſenſteuer erlaſſen be⸗ 
kommen, oder wenn umgekehrt in einem Jahre, in welchem reichliche Ein⸗ 
nahmen vorhanden find, der Wunſch nach Steuererleichterung nicht erfüllt 
wird, dann bekommt der ganze Erlaß den Charakter des Willkürlichen, Zu⸗ 
. und wirkt wie ein Lotteriegewinn. Man darf daher die Ausführung 
der Steuererleichterung nicht ſo hinausſchieben, daß der Zuſammenhang ver⸗ 
loren gebt. Das Recht des Landtages zur Mitwirkung ji etwaiger anderer 
Verwendung disponibler Ueberſchüſſe iſt ein ganz ſelbſtperſtändliches und 
ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt es, daß dieſes Recht bei der Etatberathung zum 
Aus druck kommen muß. Warum ſoll nun nicht die Sicherheit, die die Etats⸗ 
veranſchlagungen bei anderen Ausgaben gewähren, auch binſichtlich der 
Steuererlaſſe genügen? Auch bier wird, wenn die Veranſchlagung den Ein⸗ 
nahmen nicht entſprechen ſollte, die Differenz im nächſten Staatshaushalt 
ausgeglichen werden. (Sehr richtig.) 

1 ehrt aber frage ich, wie kommt das Recht der Landesvertretung 
zur Geltung, wenn ſich nachher größere disponible Uederſchüſſe heraus: 
tellen? Ich bin nicht ſicher, was in dieſem Falle nach der urſprünglichen 

egierungsvorlage beabſichtigt iſt. Soll die Landesvertretung auch über 
die Verwendung ſolcher unerwarteter Ueberſchüſſe gehört werden, fo erfolgt 
der Steuererlaß nicht nach 1½, ſondern nach 2½ Jahren. Diele Frage 
iſt auch von Bedeutung für die in Ausſicht genommene Ueberweiſung der 
rund⸗ und Gebäudeſteuer. Ich ſympathiſire völlig mit der Abſicht, auch 
Dielen Theil des Programms ſobald als mögli 
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Hauſes, ſich die Veränderungen klar 3 die 2: 

Verfaſſung der Reichsfinanzen in unſerem Haushalt entſtehen werden. Mir 
iſt es überraſchend und ſchwer erklärlich geweſen, daß der Franckenſtein ' ſche 
Antrag, deſſen Annahme im Reichstage von vornherein geſichert war, im 
Intereſſe der Selbſtſtändigkeit der Einzelſtaaten geſtellt worden iſt, während 
er im entgegengeſetzten antiparticulariſtiſchen Sinne bekämpft worden iſt. 
finde, ſeine Wirkung auf die Einzelſtaaten, zumal auf Preußen, iſt eine 
böchſt gefahrvolle. (Hört! hort! links.) 5 

Am beſten veranſchaulicht das ein Beiſpiel: Wenn der Staat einen 
Theil der Grund: und Gebäudeſteuer den Kreiſen, wie vorgeſchlagen, über⸗ 
weiſen ſollte, ſo thäte er ihnen gar keinen Gefallen damit und würde ihre 
Selbſtverwaltung ſchwer ſchädigen, da ſie dadurch der Herrſchaft über ihre 
Einnahmen und Ausgaben beraubt würden. Genau daſſelbe gilt vom Ver⸗ 
hältniß der Einzelſtaaten zum Reiche. Jedes wirthſchaftliche Gemeinweſen 
muß das Riſico der Schwankungen in ſeinen Bedürfniſſen ſelbſt tragen; 
das Bedenkliche der Matricularbeiträge beſtand darin, daß durch fie das 
Riſico der Schwankungen vom Reiche auf die Einzelſtaaten abgewälzt wurde. 
Hierin, und nicht in ihrer abſoluten Höhe lag das Verlangen nach Beſei⸗ 
tigung derſelben. Das Riſico der Schwankungen für die Einzelſtaaten iſt 
aber geblieben, und es iſt noch ſtärker geworden, weil zu dem Riſico der 
Bedürfniſſe auch noch das der ſchwankenden Einnahmen hinzugekommen iſt. 
Darin liegt für uns die Aufforderung, es ſo zu machen, wie die Commiſſton 
vorſchlägt, und ich werde zeigen, daß es auf anderem Wege nicht geht. Für 
die preußiſche Regierung iſt es ſehr wünſchenswerth, den Schwankungen, 
denen ſie diet nach der veränderten Reichsfinanzpolitik gegenüberſteht, in 
der freien Etatsberathung ſo viel wie möglich begegnen zu können, und ich 
will auch nicht, daß dieſe Schwankungen auf die Steuererlaſſe übertragen 
werden, ich will, daß dieſelben nicht völlig unabhängig bleiben von dem 
bewußten Willen der Staatsregierung und der Landesvertretung. Gerade 
auf den letzten Punkt lege ich ein großes Gewicht. Trotz unſerer großen 
Ideen über eine Steuerreform hat eine Verſtändigung darüber noch nicht 
ſtattgefunden, und die Entscheidung kann nur auf Grund unſerer Bes 
rathungen und mit unſerem bewußten Willen erfolgen. Es iſt als Plan 
bingeſtellt, die ganze Klaſſenſteuer und einen Theil der Einkommenſteuer zu 
beſeitigen, andererleils beißt es, wir müßten uns auf eine Ermäßigung 
75 en kai und unteren Stufen der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer be: 

ränken. 

Ich will nicht volle Beſeitigung der Klaſſenſteuer, ich ſehe in ihrer Herab⸗ 
ſetzung nicht einen Schritt zu ihrer Beſeitigung, ſondern zu ihrer Erhaltung. 
Diefe Steuer gewährt dem Staat in böjen Tagen, wenn Vieles verſagt, 
eine ſichere Einnahme, und ich lege auch darauf Werth, daß ſie das Be⸗ 
wußtſein der perſönlichen Steuerpflicht des Einzelnen wach erhält. Das iſt 
ein Capital, das ich erhalten will. Wir haben in unſerem Staate ſehr 
viele centrifugale Neigungen und Elemente, wir ſollten alſo gerade vor⸗ 
ſichtig fein, ehe wir die Klammer, die uns zuſammenhält, ſchädigen, und 
müfjen dafür ſorgen, daß nicht durch thatſächliche Entwickelung die Steuer 
einmal aufgehoben wird. Die Möglichkeit iſt ja nicht ausgeſchloſſen. In 
Folge der neuen Steuervorlagen des Reichstages kann ja einmal der 
Ueberſchuß ſo groß ſein, daß die Klaſſenſteuer auch auf ein Jahr ganz und 
gar wegbliebe. Wohin könnte uns eine ſolche Strömung führen? Daher 
glaube ich, gehört die Beſtimmung über die Verwendung der Ueberſchüſſe 
in den Etat hinein; dadurch wird nichts in Bezug auf das Verhältniß 
zwiſchen Regierung und Landesvertretung geändert. Es herrſcht eine miß⸗ 
mutbige Stimmung darüber, daß wir uns durch dieſes Geſetz überhaupt 
binden; man it über den Werth deſſelben ſehr verſchiedener Meinung; ich 
glaube nachgewieſen zu haben, wie nothwendig das Geſetz iſt. Viele ſpotten, 
daß wir über Ueberſchüſſe verfügen, die gar nicht vorhanden ſind. 
halte das für politiſch nicht gerechtfertigt; unſere Verantwortung iſt eine zu 
große, die Steuerzahler davor zu ſchützen, daß ihnen mehr abgenommen 
wird, als Reichs⸗ und Landeshaushalt brauchen. Die Frage, wann das 
Geſetz wird zur Anwendung kommen können, tritt ei in den Hinter: 
grund. Ich freue mich, daß auch von Seiten der Regierung gegen den 

aſſung der Commiſſion keine Einſprache erhoben worden iſt, 

und hoffe, daß das Haus ihm zuſtimmen wird. (Beifall.) f 
Abg. Graf Limburg⸗Stirum: Das Haus hat mit begreiflicher Cour⸗ 
toiſte den eigentlich in die Generaldiscuſſion gehörenden Ausführungen des 
Vorredners zugehört. Ich will mich darauf beſchränken, zu entgegnen, daß 
es dem Steuerzahler meiner Anſicht nach nur darauf ankommt, ob und wie 
viel er zu zahlen hat, der Zuſammenbang zwiſchen den Reichseinnahmen 
und den Steuererlaſſen iſt ihm Meiden efremdet hat es mich, aus 
dem Munde eines ehemaligen Miniſters zu bören, daß es unerheblich ſei, 
ob eine zu frühe Fixirung der Steuererlaſſe zu einem Deficit und eventuell 
zu einer Anleihe führe, da wir ja auch bei anderen Poſitionen häufig Ein⸗ 
nahmen und Ausgaden nicht richtig veranſchlagten. Es iſt doch ein Unter⸗ 
ſchied, ob wir zum Zwecke nothwendiger Ausgaben eine Anleihe aufnehmen 
müſſen, oder ob wir zu einem Deficit gelangen, weil wir Steuererlaſſe be⸗ 
ſchloſſen haben, die gar nicht gerechtfertigt waren. Das entſpricht nicht 
unſeren Traditionen von Sparſamkeit und ich erblicke darin eine neue Auf: 


forderung, zu den Zeiten zurückzukehren, wo Einnahmen und Ausgaben im ff 


Staatshaushalt immer balancirten. 

Abg. Rickert: Durch die Befürchtungen des Grafen Limburg wird ſich 
die Majorität nicht ängſtlich machen laſſen. Das Abweichen der thatſach⸗ 
lichen Erträge von dem Voranſchlage it eben ein Ding, das nicht zu Ans 
dern iſt und das ſich bald ausgleicht. Ich freue mich der Erklärung des 
in dieſen Dingen competenten Abg. Hobrecht, daß die Regierung mit dieſem 
Geſetz nichts anderes beabſichtigt bat und nichts anderes hat beabfichtigen 
können, als was in dem Commiſſionsantrage ſteht. Als Antragſteller und 
Berichterſtatter der Budgetcommiſſton kann ich behaupten, daß die An⸗ 
nahme des Grafen Limburg eine vollkommen irrthümliche iſt. Redner be⸗ 
ſtreiiet nun dem Abg. Grafen Amburg das Recht zur Interpretation in 
dieſer Sache und weiſt dies aus dem Generalbericht der Budgetcommiſſion 
vom vorigen Jahre nach. Das Land werde gar nicht verſtehen, daß die⸗ 
ſelben Männer, die heute einen Antrag bringen dahin, es ſolle die Hälfte 
der Ueberſchüſſe der Grund⸗ und Gebäudeſteuer an die Communen über⸗ 
wieſen werden, hinterher eine Dispoſinon der Art treffen, daß, wenn 20 
Millionen Ueberſchüſſe wirklich vordanden find und der Landtag nicht ver⸗ 
fammelt iſt, der Finanzminiſter ohne Weiteres verpflichtet iſt, in der Klaſſen⸗ 
ſteuer Erlaſſe eintreten zu laſſen. Wir wollen dem Landtage das Recht 
offen laſſen, mit der Regierung eine Vereinbarung dahin zu treffen, daß die 


etwa vorhandenen Ueberſchüſſe im Wege des Geſetzes an die Communal⸗ 


verbände überwieſen werden. Der Weg, den Sie gehen, ſchließt dies voll⸗ 
ſtändig aus. Beſchließen wir alſo die Sache ſo, wie wir ſie in der Com⸗ 
miſſion feſtgeſetzt haben. Die ganze Vereinbarung zwiſchen der Majorität 
des Hauſes und der Staatsregierung iſt wertblos für uns, wenn Sie den 
Commiſſionsantrag nicht annehmen. Ich für meine Perſon werde dann 
gegen die ganze Vorlage ſtimmen, weil ſie eine Verletzung der Grundlagen 
Se 85 wir damals in gutem Glauben mit der Staatsregierung ver⸗ 
einbart haben. 1 N 

Geh. Rath Burghart: Wenn es ſich bier wirklich um eine ſo ſchwer⸗ 
wiegende politiſche Frage dandelte, daß der Abg. Rickert mit Recht ſie zur 
Entſcheidung feiner Abſtimmung über das ganze Geſetz machte, dann würde 
die Regierung gegen den Commiſſionsvorſchlag fein müſſen. (Hört!) Sie 
ſieht aber die Sache von einem ganz anderen Standpunkt an und kann 
1 Bedauern auch nicht der Auffaſſung des Abg. Hobrecht von der 

binetsordre vom 14. Februar v. J. zuitimmen. (Hört) Derfelbe meint, 
daß nach der Cabinetsordre der Steuererlaß in demſelben Jahre eintreten 
müſſe, in welchem die ihn ermöͤglichenden indirecten Steuern erhoben wür⸗ 
den. Die Cabinetsordre ſpricht aber nicht von Erlaß der directen Steuern 
mittelſt der indirecten Steuern, ſondern mittelſt der aus denſelben gewon⸗ 
nenen Mittel; der Steuererlaß kann alſo auch ſehr gut vermittelſt der Er⸗ 
träge der indirecten Steuern des Vorjahres bewirkt werden. Der Erlaß 
muß obne Zweifel in irgend einer Weiſe im Etat zur Erſcheinung kommen, 
nur ſoll nach dem Commiſſtonsvorſchlage die Eniſcheidung Aber den Steuer⸗ 
erlaß durch den Etat getroffen werden. Das iſt aber nach der Auffaſſun 
der Regierung gar keine weſentliche Abweichung von ihrer Vorlage. Au 
nach letzterer kann der Steuererlaß und die anderweite Verwendung nur 
mit Zuſtimmung der Landesvertretung erfolgen; die Regierunge vorlage be: 
hält nur der Regierung vor, das Rechenexempel über den aus der geneb⸗ 
migten anderen Verwendung reſultirenden Steuererlaß beſonders auszu⸗ 
führen. Das Quantum der Steuern, welche erlaſſen werden können, iſt 
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ch] That gewünſcht, daß in dieſer eminent wichtigen finanzpolitiſchen Frage 
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1 teuer! ( en verwendet würde 
Die Liberalen wa natürlich eine weiter gehende 1 7 Aber 
die Regierung meinte, daß fie die verlangte Bürgſchaft ſehr wobl eben 
könne, ohne eine Aenderung des bisherigen Steuerſſtems durch Quotiſtrung 
eintreten zu laſſen und dem Landtag ein neues Steuerbewilligungsrecht 
geben. In dieſem Sinne wurde die Cabinetsordre erlaſſen und die Regie 
rung kann darin nicht eine Etappe zu einem bis jetzt der Verfaſſung gam 
fremden Rechte anerkennen. Daß durch unvorhergeſehene Aenderungen 
Einnahmen Steuererlaſſe eintreten oder zurückgenommen werden, ohne daß 
dies der Finanzlage entſpricht, iſt ebenſowohl möglich, wenn der Erlaß a 
Grund der früheren Einnahmen, wie wenn er auf Grund der Einnahme 
des folgenden Etatsjahres erfolgt. Die Regierung will alſo den Commiß 
ſtonsvorſchlag in Erwägung ziehen, wenn ihr die Annahme nicht durch di 
oben erwähnte Auslegung unmöglich gemacht wird. a 
Abg. Graf Limburg ⸗Stirum; Ich babe in der Budgetcommiſſſol 
mich allerdings der Einführung eines mobilen Factors in die direc 
Steuern widerſetzt. Als mit königlicher Genehmigung die Zuſage vom 1 
ebruar v. J. gegeben wurde, habe ich und ein Theil meiner Partei del 
eſolution des Hauſes zugeſtimmt; wir halten uns aber ſtriet an ihren 
Wortlaut und wollen ein Mehr nicht. Ich babe aus der Erklärung des 
Regierungscommiſſars mit Befriedigung entnommen, daß die Regierung 
ebenfalls dieſen, Schwankungen des Etats vorbeugenden Standpunkt ein⸗ 
nimmt. Bei dieſer Auslegung des Commiſſionsverſchlags bin ich zwar 
immer noch gegen denſelben, doch macht ſeine Annahme für mich nicht das 
ganze Geſetz unannehmhar. ö 
Abg. Richter: Die heutige Rede Hobrechts verdient in weiteſten Kreiſen 
Beachtung, fie wirft einiges Licht auf die Gründe feines Ausſcheidens aus 
5 70 Miniſterium. (Hört!) Wir haben ſchon vor einem Jahre ſehr 6 
dauert, daß ſeine Autorität die Erhöhung der indirecten Sleuern möglich 
machte, aber die Strömung, die er in den erſten Stadien als Mi 
unterſtützte, ging über ibn hinweg und darum war er, wie wir anerkennen, 
fo parlamentariſch und conſtitutionell, feine Entlaſſung zu nehmen. DEF 
rechnen es jedem Miniſter hoch an, wenn er ſeine Entlaſſung nimmt, weil N 
er glaubt, weitere Schritte in einer Richtung, die über ſeine Ueberzeugumd 
binausgeht, nicht verantworten zu können. Er hat mit Recht die große 
politiſche Bedeutung der vorliegenden Frage hervorgehoben. Die Majorildt 
dieſes Hauſes wünſchte allerdings im vorigen Jahre ein durchaus IM 
Rahmen der Verfaſſung liegendes, auf Quotiſirung der Klaſſen⸗ u 
klaſſifieirten Einkommenſteuer hinausgehendes Steuerbewilligungsre b 
Gegenüber dem Widerſtand, den man fand, beſchränkte man dieſen Wun 
auf die aus den Reichseinnahmen zu erwartenden Ueberſchüſſe. Aber wen 
konnte es einfallen, daß der Steuererlaß nicht durch den alle Einnahmen 
und Ausgaben enthaltenden Etat, ſondern durch den ganz beſond 
Mechanismus eines anderen Geſetzes geregelt werden ſolle? Ich gebönl 
damals auch zu den Gegnern der Reſolution, aber ich hätte nie eine jo 
Auslegung erwartet, wie fie hier von der Regierung und den Conſervativel 
verſucht wird. Gerade der ganze finanzielle Werth geht ja verloren, wen 
der Steuererlaß dom Etat losgelöſt wird. Man ſagt, der Parlamentaris ms 
ſei koſtſpielig. (Ja wohl! rechts.) rag fo lange das Steuerbewilligung 0 
recht fehlt. Aber wenn im Etat gleich bei Minderung der Ausgaben au 
an Einnahmen en werden kann, dann iſt erſt die richtige Präm 
geſezt auf die richtige Bemeſſung der Ausgaben und Einnahmen. 
„Die richtige Bilancirung und Bemeſſung des Steuererlaſſes kann ja nut 
beim Etat nach Feſtſtellung der Ausgaben geſchehen. Ich hätte in 12 


Miniſter ſelbſt geſprochen und es nicht einem ſeiner Untergebenen überlafi, 
bätte, die Anſicht der Regierung auszuſprechen. (Oho! rechts.) 
Achtung vor dem Generale Steuerdirector Burzhart, aber in dieſer boch 
politiſchen Frage iſt er mir mit feinen perſönlichen Meinungen durchat 
nicht genug Autorität. Nicht ihn, ſondern den jetzigen Schatſecretär des 
Reiches, Scholz, bat der vorige Finanzminiſter bei den Verhandlun 
mit der Budgetcommiſſion im vorigen Jahre zugezogen; wie will er alſo 
wiſſen, was der Finanzminiſter Hobrecht ſich damals gedacht 
und wie kann er gar behaupten, daß es das Gegentheil von dem 
weſen ſei, was heute Herr Hobrecht ſelbſt als den Sinn jener Abmachung 
erklärt. Solche Vorgänge können wahrhaftig nicht die Autorität der 
gierung und ihrer Commiſſarien erhöhen. Wenn nun im nächſten J 
wieder ein anderer Finanzminiſter iſt — die Herren wechſeln ja ſehr # 
— und auch ein anderer Commiſſar, und dieſer uns etwas andere fe | 


die heutige Abficht des Haufes und der Regierung vortragen will, als eine 
us; 


0 
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heute ausfprehen und alsdann vielleicht der Abgeordnete Bitter als N 
beutige Abſicht als Miniſter angiebt; in welche Lage kommen wir, das Haug 
die Regierung, die Commiſſarien? Wir haben hier das claſſiſche Zeuge 
des Mannes, der jenen Pact geſchloſſen bat, und das verſönliche Vertrau, 
zu dieſem Manne bewog damals die Majorität, ohne Geſetz nur auf Grun, 
(ai — 5 Reſolution und einer königlichen Botſchaft jenen Pact abzu 
ießen. j 
Ich habe damals die Nationalliberalen gewarnt, nicht ſo vertrauenafelif 
zu fein, aber das hätten wir uns nicht träumen laſſen, daß in ſolcher 17 
verſucht werden könne, das Vertrauen zu täuſchen, wie es jetzt durch Di 
Auslegung des Geſetzentwurfes geſchiebt. (Große Unrube rechts.) Sie b YA 
ich überhaupt im vorigen Jahre bei der Sache nicht gefragt und bon Son 
ſpreche ich auch heute nicht. Die Nationalliberalen waren bei Abſch 
dieſes Pakts ausſchlaggebend. Auf Ihre paar conſervativen Stimmen, * 
es im dorigen Jahre gar nicht an. Darum kommt auch Ihre Auffa ile 
der Sache gar nicht in Betracht. Mitzureden haben nur die beiden Then 
die den Pakt abgeſchloſſen haben, der damalige Finanzminiſter und ei 
damalige Majorität des Hauſes, die Nationalliberalen und das Cenirn 7 
ich als Gegner der damaligen Vorlage kann nur beſtätigen, daß deren 11 
faflung die richtige iſt. Wenn Sie irgend noch zweifelhaft waren, ha 1 
Sie ſich bei dieſer Materie vor Malelei und Interpretationskünſten. De 
Sie dieſe feierlichen Verſprechungen nicht voll und ganz erfüllen, dann ner; 
den Sie der Autorität der Regierung einen Stoß berfegen, den die coml 
vative Partei nicht verantworten kann. dem 
Präſident v. Köller conftatirt, daß der Vorredner nicht von abſichllich 
Vertrauensbruch geſprochen hat. . Alk 
Finanzminiſter Bitter: Die Worte des Präſidenten erſparen es 8 
entſchieden dagegen Verwahrung einzulegen, daß die Regierung einen ® 2 
trauensbruch begehen wolle. Die Regierung bat Joyal die Abſicht, vie Ih 
troffene Vereinbarung in Uebereinſtimmung mit diefem Haufe auszuflllin, 
Mir, als dem gegenwärtigen Finanzminiſter, muß es überlaſſen blei gar 
diejenigen Herren, welche durch Studium der betreffenden Fragen dag 
eignet find, zu meinen Vertretern zu beſtellen, und wenn ich deren paß 
führungen anhöre, ohne ihnen zu widerſprechen, ſo iſt es natürlich, 100 
dieſe Ausführungen vorher von uns vereinbart find. An der Fordere 
des Steuerbewilligungsrechts für das . ſcheiden Rh une 
Wege, die Regierung will ein ſolches Recht nicht feſtſtellen und fie Mi, 
deshalb in der Duotifirung keine weiteren Zugeſtändniſſe machen, als, 
der Generalſteuerdirector hg ie dargelegt hat. Dieſe Erklärungen 9 
ich Namens des geſammten Slaatsminiſteriums ab. Zwiſchen der Na, 
rungsvorlage und dem Commiſſionsbeſchluß iſt kein ſo großer Untere 
daß die Regierung letzteren für unannehmbar erklären ſollte. Er bal 7 
der feine Vorzüge und wir werden erwägen, ob wir ihm zuſtimmen a 
In jedem Falle werden wir die getroffene Vereinbarung loyal bis 
Außerſten Punkte auszuführen ſuchen, wir werden erſt das Wort 79 
nehmbar“ aussprechen, wenn dieſe Vorlage eine Etappe zu dem Ziele” 
e des Abgeordnetenhauſes ſein ſoll. men, 
Abg. Hobrecht: Meine Aeußerungen konnten zu ſolchen Conſequenſt 
wie wir ſie heut gehört haben, keinen Anlaß geben; ich habe das a 
einer authentiſchen Interpretation für mich nicht deanſprucht. Es liegt 1 
Buchen meinen Ausführungen und denen des Generalſteuerdireeng⸗ 
Burghart kein principieller Gegenſaß; er iſt nach feiner ganzen Berganii, 
beit berufen und befähigt, Auskunft über den Sinn der damaligen Gil 
1 5 zu geben. (Hört!) a R be⸗ 
Nach dem Schluſſe der Discuſſion bemerkt Rickert perſönlich, en 
ſtreite dem Regierungscommiſſar das Recht, ihm aus angeblich mache 
den Zeitungen Anſichten zu ſuppeditiren, von denen er das gerade 125 
teil officiell im Haufe ausgeſprochen habe. (Redner verlieſt die betreffe 


N . N zur Ausführung zujaber in beiden Fällen durch den § 1 beſtimmt. Ein etwas bedeutendere Stelle.) 5 N a ji 
1 bringen, aber gerade darum will ich uns die Initiative wahren, einen] Unterſchied zwiſchen den beiden Faſſungen iſt der, daß der Steuererlaß ein § 2 wird darauf in der Faſſung der Commiſſion angenommen. 

8 Theil der Ueberſchuſſe in der von uns gewünschten Weiſe zu bermenden. | Jahr früher eintreten kann, wenn dies auch nicht, wie der Abg. Hobrecht § 3 beſtimmt, daß die Ueberſchüſſe verwendet werden ſollen zum fi 

; Der Sinn der Vereinbarung vom vorigen Jahre war, daß in demſelben] meint, geſchehen muß. Da aber allen Patrioten daran liegen muß, den ſo vieler Monatsraten, zu denen fie ausreichen, und zwar für die Lat 
. Maße, in dem die Steuerzahler ſtarker zu indirecten Steuern herangezogen] Steuererlaß möglichst raſch eintreten zu laſſen, fo würde diefe Differenz die steuer und die erſten 5 Stufen der Einkommenſteuer. Nach $ 3a fol wen 
= würden, ihnen, ſoweit es möglich, eine Exleichterung an directen Steuern] Regierung ſogar bewegen, die Annahme des Commiſſionsvorſchlages in Er⸗ den höheren Stufen der Einkommenſtener ein Erlaß gewährt werden, We“ 
5 gewährt werden ſollte. Geſchiebt das nicht in demſelben Jahre, jo hat ſich mägung zu ziehen; nur darf der Paragraph nicht ſo interpretirt werden, die anderen drei Monatsraten erlaſſen ſind. % und 
5 einmal das Verhältniß zwiſchen directen und indirecten Steuern, anderer“ daß er ein Steuerbewilligungsrecht des Landkags auf Koſten des verfaſſangs⸗“ Abg. Graf Limburg⸗Stirum bält den $ 3a für ſehr beentlih Ih, 
1 eits auch der Perſonenſtand geändert. Die Annahme des § 2 in der] mäßigen Rechis der Regierung berſtellen fol. bittet, ihn abzulehnen. Zwar iſt ſeine Anwendung ſehr unwahrſchelne iche 
N aſſung der Commiſſion entſpricht dem praltiſchen Zweck und dem Wort⸗ In der liberalen Preſſe und beſonders in einigen dem Abgeordneten aber es iſt immer bedenklich, bei den höheren Einkommenſteuerſtufen, einen 
1 ante der getroffenen Vereinbarung. Die Finanzgeſetzgebung des Reiches! Rickert naheſtehenden Blättern ift allerdings der Regierung wiederholt vor⸗ die Steuern am wenigſten drücken, überhaupt die Hoffnung auf © 

| 
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er Grund: und Gebäudeſteuer bezahlen muß, wird der Millionär von der 

ecten Steuer befreit. } 

5 bg. Richter glaubt dagegen, daß gerade der 8 3a, der in jedem Falle 
er Regierung keinerlei Summen zur 


e der Vorlage 1 ohne Debatte. 
a0 den Geſetzentwurf betreffend die 
15 4% Uhr vertagt ſich das Haus bis Mittwoch 9X Uhr (Feld⸗ und 


Herrenhaus. 19. Sitzung vom 17. Februar. 


in Uhr. Am Miniſtertiſche Maybach, Graf Stolberg und mehrere Com: 

rien. 

Eingegangen iſt der Antrag des Staatsminiſteriums, betreffend 
Vertagung des Landtages, deſſen Wortlaut 5 am Anfang un⸗ 
iu bentigen Berichtes über die Verhandlungen des A 


under Präſident erklärt, die Nachſeſſion habe den Zweck, die Verwal⸗ 
Auegelebe zu Stande zu bringen. Er * deshalb vor, die beſondere 
mifjion zur Vorberatbung dieſer Geſetze ſchon vor der Vertagung zu 
1 len, damit dieſelbe arbeiten kann, ohne daß vorher in der heißen 
hreszeit zu ihrer Wahl das Haus einberufen zu werden braucht. 
Neu eingetreten iſt v. Zoltowski. 
N Auf Antrag des Referenten der Budgetcommiſſion Graf v. d. Schulen: 
zürg⸗Angern ertbeilt das Haus in Uebereinſtimmung mit dem Abge⸗ 
Aönctenhaue der Regierung Decharge für die allgemeine Rechnung 
Mer den Staatshaushalt des Jahres 1876. 
N Den Geſetzentwurf, betreffend die Deckung der Ausgaben des 
Jahres vom 1. April 1878/79, beantragt der Referent der Budget⸗ 
5 Graf v. Zieten⸗Schwerin, in Uebereinſtimmung mit dem 


geordnetenhauſes 


gauſe der Abgeordneten unverändert anzunehmen. 

Das Haus beſchließt demgemaß. 
s Die Petitionen des Prinzen Friedrich Wilhelm Ernſt von Heſſen wegen 
bea der Rechte ſeiner fürſtlichen Familie an dem heſſiſchen Fideicommiß 
ind von der Budgetcommiſſion zur Erörterung im Plenum nicht für ge 
“net erachtet und wird auf Grund des $ 29 der Geſchaftsordnung be⸗ 
antragt, dieſelben ohne Discuſſion für erledigt zu erachten. » 

b. Knebel⸗Döberitz vermag ih in Hinblick auf die Art, wie das 
e Scepter der Geſchichte über die Mitglieder des beſſiſchen Fürſten⸗ 


ſes gewaltet habe, des Mitgefühls mit dem Petenten nicht zu erwehren. 
1 vermißt bei dem Commiſſionsantrage die geſchäftsordnungsmäßig erfor⸗ 
(etliche kurze Angabe von Gründen, weshalb die Petition ohne Discuſſion 
digt werden ſoll. Der Petent beſchwere ſich über Rechtsverzögerung reſp. 
d tsperweigerung ſeitens des Oberlandesgerichts in Kaſſel. Er beantragt 
05 vr die Petition an die Commiſſion zur Berichterſtattung zurückzu⸗ 
ijen. 
der Graf Zieten- Schwerin bekämpft dieſen Antrag, da dem Petenten 
va 1 durchaus nicht verſchränkt ſei. Der Regierungscommiſſar 
nur in der Commiſſion erklärt, daß die hervorgehobene Rechtsverzoͤgerung 
M der Juſtizreorganiſation ihren Grund habe. 
| mi rauf zieht v. Knebel⸗Doͤberitz feinen Antrag zurück und der Com: 
| ſionsantrag wird angenommen. 
Breleber die Petition des Fiſchers Fritz Rieck und Genoſſen zu Pruchten, 
AS plewig und Bodſtedt um Abänderung des Büitbereigeepes vom 30. Mai 
M * und des Ausführungsgeſetzes vom 15. Mai 1877 in Betreff der 
dia sübung der Fischerei in der Provinz Pommern und Wahrung der durch 
e angeführten Geſetze verletzten Rechte der Fiſcher, geht das Haus auf 
Jura des Berichterſdatters v. Behr⸗Schmoldo w, weil die Petenten den 
Inſtanzenzug noch nicht erſchöpft haben, zur Tagesordnung über. 
eden G.⸗E.,, betr. den Ankauf der im großherzoglich heſſiſchen 
kelabiet belegenen Strecke der Main⸗Weſerbahn und den Bau 
N ner Eiſenbahn von Cölbe nach Laasphe beantragt der Referent 
u Eiſenbahn⸗Commiſſion, Dr. Engelbart, in Uebereinſtimmung mit dem 
geordnetenhauſe unverändert anzunehmen. ; 
op achdem Miniſter Maybach dieſen Antrag befürwortet, wird derſelbe 
hne Debatte angenommen. 
. Es folgt der mündliche Bericht der Eiſenbahncommiſſion über die 
‚Peitionen der Stadtbehörden und der Handelskammer zu Braunsberg in 
Sehr: und der Stadtbehörden der Städte Mehlſack und Wormditt in 
Gebe, den Bau einer Eiſenbahn minderer Ordnung von Allenſtein über 
sole Wormditt, Mehlſack nach Braunsberg auf Staatskoſten zu 
dleßen. 
kun Der Berichterſtatter v. Simpſon⸗Georgenburg beantragt in Erwar⸗ 
zun, daß die Regierung bei der weiteren Erwägung der Angelegenheit den⸗ 
en Jntereſſen des Verkehrs und der Landwirthſchaft, weiche für die 
rung der Linie auf Braunsberg ſprechen, ebenfalls geeignete Würdigung 
. zu Theil werden laſſen, über die Petitionen zur Tagesordnung über⸗ 
Be Diefer Antrag wird angenommen. £ 
| des ie Petitionen des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Oſterode in O.⸗Pr. und 
daß landwirthſchaftlichen Vereins zu Gilgenburg in O.⸗Pr., zu beſchließen, 
bob ftatt der Linie len 8 = Allenftein die Linie Elbing ⸗(Gülden⸗ 
den) Mobrungen⸗Bieſſellen (Oſterode) ausgebaut werde, beſchließt das 
18 us, auf Antrag des Berichterſtatters v. Simpfon⸗Georgenburg, 
ei die über den Geſetzentwurf, betreffend die Erweiterung der Staats⸗ 
banmabnen und die Betheiligung des Stagtes bei mehreren Privat⸗Eiſen⸗ 
u. Unternehmungen gefaßten Beſchlüſſe für erledigt anzusehen. 
Anschluß 2% Uhr. Nächſte Sitzung: Donners tag 12 Uhr. (Vertagungs⸗ 
| trag, Etat. 
, Berlin, 17. Februar. [Amtliches] Se. Maieftät der König bat 
| dem Superintendenten a. gl und emeritirten Oberpfarrer Heinicke zu 
| delle a. S., bisher zu Bleicherode im Kreiſe Nordhauſen, den Rothen 
in erorben vierter Klaſſe; Se dem Schullehrer Neumann zu Pokarden 
Im Kreiſe Heiligenbeil, dem Gemeindevorſteber und e Are 
RG im Kreiſe Templin und dem Hutmacher Lorenz Holzapfel zu 
Nanau das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. a 7 
., Se. Majeftät der König bat dem Provinzial⸗Steuerdirector, Wirklichen 
leebeimen Ober⸗Finanzrath Auguftin zu Breslau die Erlaubniß zur An: 
Aung des pom König von Sachſen ihm verliehenen Comthurkreuzes zweiter 
e des Albrechts⸗Ordens ertheilt. 7 
donde, Maſeſtät der Kaiſer hat im Namen des Reiches den bisherigen 
fü benennen Auguſt Rothſchild in Piraeus zum Vice⸗Conſul da: 
annt. 
Se. Majeftät der König bat dem Appellationsgerichts⸗Rath z. D. Weigelt 
I Stetün bei ſeiner Verſetzung 1 — Ruheſtand den Ebene als Ge⸗ 
Irmer Juſet⸗Ratb, ſowie den praktischen Aerzten ıc. Dr. med. Nie 
MAIL zu Kerpen im Kreiſe Bergheim, Dr. Matibei zu Münder im Kreiſe 
Charaſſſen und Dr. Louis Knopf zu Bodenwerder im Kreiſe Hameln den 
Den dee der eu Memel, Halli ft d 
ı Hector der eren e zu Meme alling, iſt der 
wel Dircetor, dem Oberlehrer Guſtav i am Obmnaſtum u Lyck, 
das oem Gymnaſial⸗Oberlehrer Dr. Wilbelm Roſendahl zu Abelefeld 
rden Profeſſor beigelegt worden. 
far Res Ausführungsge 9 zur Deutihen Gebüßsenorbnung 
dublictecdts anwälte vom 2. Februar 1880 wird im „Reichs⸗Anzeiger“ 
If 
| Nahm erlin, 17. Febr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
| ran heute die Vorträge des Miniſters des Innern, des Pollzei⸗ 
bell denten und des Milttär⸗Cabinets, ſowie in Gegenwart des 
Handen Auguſt von Würtemberg, des Gouverneurs und des Com⸗ 
| Maseanten militäriſche Meldungen entgegen. Ferner empfing Se. 
3 5 die ſchwarzburg⸗ſondershauſenſchen Herrſchnften. 
As bre Majeſtät die Kaiſerin und Königin! beſuchte 
le Er das Auguſta⸗Hoſpital und empfing heute den Erbprinzen und 
0. an eingeffin von Schwarzburg⸗Sondershauſen. — Beide Kaiſer⸗ 
Wogen ajeſtäten diniren heute bel dem Kaiſerlich Königlich öſterreichiſch⸗ 
[hen Botſchafter Grafen Szechengi. (R.⸗Anz.) 
und erlin, 17. Febr. [Handelsvertrag zwiſchen Deutſch⸗ 
und Oeſterreich. — Wuchergeſez. — Geheimrath 


30. Juni d. J. ablaufenden Provifortums erforderten. 


Lent.] Offieios wird . — Der we des Handelsvertrages 
zwiſchen Deutschland und Oeſterreich⸗Ungarn ſoll nach dem „Berl. Tagebl.“ 
auf Schwierigkeiten. geftoßen fein, welche eine a pt dem 

ir ſind im 
Stande, mitzutheilen, daß von einer Verlängerung des Proviſoriums 
bis jetzt keine Rede iſt, daß vielmehr angenommen wird, der defint- 
tive Vertrag werde vor Ablauf des Proviſoriums geſchloſſen ſein. — 
Das „Kleine Journal“ ſchreibt hinſichtlich der Vorlage eines Wucher⸗ 
geſetzes, der Bundesrath habe beſchloſſen, die Initlative in dieſer An⸗ 
gelegenheit dem Reichstage zu überlaſſen. Dagegen verlautet glaub: 
würdig, daß die Reichsregierung den Entwurf eines Wuchergeſetzes 
allerdings in Erwägung zieht. Wie bekannt, hatte der Reichstag 
ſich in der letzten Seffion mit der Frage aus Anlaß zweier Anträge 


2J(des Abg. Reichenſperger⸗Olpe und von Kleiſt und Genoſſen) 


eingehend beſchäftigt; ein Commiſſions⸗Bericht war durch den 
Abg. von Schwartze erſtattet. Doch konnte die Angelegenheit 
bis zum Reichstagsſchluß nicht erledigt werden; der Commiſſton war 
es gelungen, ſich über Strafbeſtimmungen zu einigen, welche 
im Weſentlichen geeignet erſchienen, dem Treiben der Wucherer ent⸗ 
gegenzutreten. Der Geſetzentwurf, welcher jetzt der Reichsregierung 
vorliegt, hat, wie wir hören, die Beſchlüſſe der Reichstagscommiſſion 
aufgenommen und außer einer Verſchärfung der Strafe wegen ge⸗ 
werbsmäßigen Wuchers, noch die civllrechtlichen Folgen eines Wucher⸗ 
geſchäftes geregelt. Der letztere Verſuch wird um ſo dankbarer aner⸗ 
kannt werden, als dieſe Regelung ſchon der Reichstagscommiſſion 
äußerſt wünſchenswerth erſchien und von ihr nur aus Opportunitäts⸗ 
Rückſichten unterlaſſen worden. — Die Nachricht des „Berl. Tgbl.“, 
daß dem Geh. Rath Lent, früher Directionsmitglied der Magdeburg⸗ 
Halberſtädter Eiſenbahn, die Präſidentenſtelle im Reichseiſenbahnamt 
angeboten, von demſelben aber abgelehnt worden ſei, entbehrt jeder 
Begründung. 

—= Berlin, 17. Febr. [Die Aufgaben der Nachſeſſion. 
— Fürſt Bismarck.] Es ſteht feſt, daß die Commiſſion für die 
Verwaltungsgeſetze nicht während der Vertagung des Abgeordneten⸗ 
hauſes arbeiten wird. In dieſer Beziehung erregt die Angabe mehrfach 
Verwunderung, daß es ſich in der Nachſeſſion lediglich um die Durch⸗ 
berathung des Geſetzes über die Einrichtung der Verwaltungsorgane 
handeln ſoll. Man iſt der Anſicht, daß von den Entwürfen, welche 
jetzt nicht erledigt werden konnen, einzelne, wie diejenige, welche die 
Communalſteuer ꝛc. betreffen, auch in der Nachſeſſton zur Erledigung 
gebracht werden ſollen. Daneben laufen allerlei Gerüchte über Vor⸗ 
legung von Entwürfen, welche auf einem andern Gebiete liegen ſollen, 
denen aber kein Glauben beizumeſſen iſt. Der Reichskanzler wird 
zweifellos die Nachſeſſion dazu benutzen, alle jene Vorlagen durchzu⸗ 
bringen, welche jetzt nicht erledigt werden konnten. Uebrigens dürfen 
wir nicht unerwähnt laſſen, daß ein früheres Gerücht, nach welchem 
man hoffte, es würde eventuell zur Reviſion kirchengeſetzlicher Vor⸗ 
lagen kommen, augenblicklich mit erneuter Betonung auftritt; wie 
weit mit thatſächlichem Hintergrunde, vermögen wir nicht anzugeben. 
Uebrigens will Niemand daran glauben, daß der Reichstag im Stande 
fein möchte, bis Pfingſten das ſchwierige und umfangreiche Material 
zu erledigen, welches ihm bereits vorliegt. — Mittlerweile verlautet, 
daß die Vorlegung von Steuervorlagen noch den Gegenſtand 
eingehender Erörterungen an maßgebender Stelle bildet. Allem 
Anſchein nach ſind die Hoffnungen nicht groß, welche man 
auf Annahme der Brauſteuervorlage, welche dem Bundesrathe 
bereits vorliegt, gründet, während man ſich auch bez. der zu erwar⸗ 
tenden Börſen⸗ und Quittungsſteuer augenſcheinlich keine zu großen 
Illuſtonen ſetzt. Von der Wehrſteuer iſt es ganz ſtill geworden. Die 
Inſeratenſteuer iſt in den Hintergrund getreten; merkwürdiger Weiſe 
ſpricht man in parlamentariſchen Kreiſen davon, daß der Reichskanzler 
ſich wieder der Idee des Tabaksmonopols nähere, indeſſen find alle 
dieſe Nachrichten mit großer Vorſicht aufzunehmen. — In den 
Kreiſen, welche dem Reichskanzler näher ſtehen, wird behauptet, der⸗ 
ſelbe werde ſich vorläufig mit Rückſicht auf ſeine Geſundhelt von der 
Betheiligung an den Reichstagsverhandlungen noch fern halten. 


Provinzial- Beitung. 


In Breslau, 17. Febr. [Schwurgericht.— Wiſſentlicher Meineid.] 
Die heut zur Verhandlung anſtehende Anklage wegen wiſſentlichen Meineid 
richtete ſich gegen den Schuhmachermeiſter Hugo Arlt und ſeine Ehefrau 
Dorothea, verwittwet geweſene Gerſtberg, geb. Schölzel. Beide Angeklagte 
find noch unbeſtraft und in Repline, Kreis Breslau, ortsangehörig. Dort 
beſaßen ſie die Stelle Nr. 51, welche von ihnen laut Vertrag pam 17ten 
Februar 1875 an den Gaſtwirth Scholz verkauft worden iſt. Auf den ver⸗ 
abredeten Kaufpreis von 3150 M. übernahm Sach eine eingetragene 
Schuld von 840 M., verpflichtete ſich am 1. April 1875 in Baar 300 M. 
u erlegen und das Reſtkaufgeld in Höhe von 2010 Mark, auf 3 reſp. 6 

ahre unkündbar, pünktlich zu verzinſen. Scholz leiſtete in Raten von 510, 
120, 60 und 141 Mark, alſo in 
ließ ſich jedesmal die ausgeſtellte Quſttung von den A. ſchen Eheleuten 
unterſchreiben. Der Wortlaut ſämmtlicher Quittungen iſt gleichlautend 
dahingehend, daß der pp. Scholz „auf Abſchlag der rückſtändigen Kaufgelder 
des Grundſtücks Nr. 51“ die betreffende Summe gezahlt habe. Die erſt⸗ 
erwähnte Quittung iſt auf Stempelbogen ausgefertigt und von 2 Gerichts⸗ 
chöffen als Zeugen unterſchrieben. Unter Einreichung dieſer Quittungen 
eantragte Scholz bei dem Kreisgericht zu Breslau, die A. ſchen Eheleute 
zu berurtbeilen, die hypothelariſche Löſchung jener 831 M. veranlaſſen zu 
müſſen. Das Kreisgericht entſprach durch Erkenntniß vom 26. April 1876 
dieſem Antrage. In dem betreffenden Termine waren die A. ſchen Eheleute 
trotz Vorladung nicht erſchienen. Eiwa um dieſelbe Zeit cedirten fie die 
Reſikaufgelderforderung von 2010 M. nebſt rüdjtänvigen Zinſen an den 
Gaſtwirth Lache zu Repline. L. klagte zunächſt die rückſtändigen Zinſen 


gegen Sch. ein; in der betreffenden Klage berief er ſich auf das Zeugniß 
der A 'ſchen Eheleute. cholz erhob den Einwand der theilweis 
geleiſteten Zahlung. Es wurde auch bierüber die Beweisaufnahme 


durch Vernehmung der A. ſchen Eheleute beſchloſſen. In den be 
treffenden Terminen, 4. Juli reſp. 12. Auguſt, leiſteten die A. ſchen 
Eheleute nach gehöriger Verwarnung vor dem Meineide einen Eid, 
„daß ihnen Scholz in den von ihm behaupteten Friſten leine Abſchlags⸗ 
zahlungen auf den Kaufgelderreſt gemacht habe“. Da ſchon in den Acten 
Scholz contra Arlt'ſche Eheleute die Original⸗Quittungen vorhanden waren, 
ſo wurde auf Grund derſelben ſpäter die Vorunterſuchung wegen wiſſent⸗ 
lichen Meineids gegen die Al ſchen Eheleute eröffnet. Die Richtigkeit der 
Unterſchriften erkannten fie an, doch behaupteten fie, als des Leſens un⸗ 
kundig, nichts davon gewußt zu haben, daß der Inhalt auf gezahlte Kauf⸗ 
elder laute. A. will von der ganzen Summe nur 273 M. baar erhalten 
aben, die übrigen 558 M. ſeien auf Spiel: und Trinlſchulden verrechnet 
worden, welche A., der inzwiſchen die ganze Zeit im Wirths baus zugebracht, 
bei Scholz contrabirt hatte. Seine Ehefrau will A. dann immer nur durch 
Schlage zur Unterſchrift der Quittungen gezwungen haben. Nach dieſer im 
Allgemeinen wohl unverſtändlichen Auslaſſung der beiden Angeklagten 
ſchreitet der Vorſitzende des Gerichtshofes zur Zeugenvernehmung. Es iſt 
unächſt der früber beim bieſigen Kreisgericht beſchäftigt geweſene Executor 
Tamer als Belaſtungszeuge genannt. Derſelbe war in ſeiner bisberigen 
Wohnung nicht aufgefunden worden und dem Bericht des Poſtboten ent⸗ 
ſprechend die Vorladung an den Gerichts vollzieher Tanzer in Namglau, wel her 
mit dem Zeugen identiſch fein ſollte, abgegangen. Im heutigen Termin ſtellte 
ſich beraus, daß dies nicht der benöthigte Zeuge ſei; der frühere Executor 
Tänzer iſt vielmehr Gerichtsvollzieder in Landeck. — Herr Staatsanwalt 
Warmbrunn erklärte, daß die Staatsanwaltſchaft beſonders nach den in 
der jetzigen Schwurgerichtsperiode gemachten Erfabrungen jedes Beweismittel 
feſtzuhalten verpflichtet ſei, er müſſe deshalb Vorladung des Zeugen und 
demzufolge Vertagung der heutigen Verhandlung beantragem. Dem Ge⸗ 


umma 831 M., Zahlung an Arlt und M 
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D Sprottan, 16. Febr. [Privatarmenverein. — Sterbekaſſen⸗ 
vereine.] Der hieſige Privatarmenverein, deſſen Zweck hauptſächlich darin 
beſteht, die Hausbeitelei zu bekämpfen, zählte im vorigen Jahre 166 Mit⸗ 
a welche 954,30 M. Beiträge zahlten. Von dieſer Summe wurden 
93,25 M. an bedürftige Arme e und l Kaſſenbeſtand 
am Schluſſe des Jahres 1879 126,98 M. Obgleich der Verein ſehr [raen® 
reich bisher gewirkt bat, fo ſcheint das Intereſſe für denſelben mehr und 
mehr zu ſchwinden. Bei der Vorſtandswahl wurden die meiſten Vorſtands⸗ 
mitglieder wiedergewählt. Als Neugewählte traten binzu Herr Kreis⸗ 
ausſchußſecretär Glantz und Herr Kürſchnermeiſter Heiniſch. — Hier be⸗ 
ftegen vier Sterbekaſſenvereine. Der erſte Sterbekaſſenverein hatte im ab⸗ 
5450 Jahre eine Einnahme von 8312,27 M. und eine Ausgabe von 

151,30 M., mithin Beſtand 1160,97 M. Rechnet man zu dieſem Baar⸗ 
beſtande noch den Beſtand an Effecten mit 3000 M., ſo beträgt das Ge⸗ 
ſammtvermögen 4160,97 M. Die vierte Privat⸗Sterbekaſſe nahm ein 
6158,76 M. und verausgabte 3744,80 M., Ueberſchuß demnach 2413,96 M. 
Das Geſammtvermögen beträgt 6213,96 M. Die dritte Privat⸗Sterbekaſſe 
verzeichnet an Einnahme 4365,32 M., an Ausgabe 3319,50 M., bleibt Be⸗ 
ſtand 1045,82 M. Zu letzterem kommen in Werthpapieren 1500 M. und 
ein Sparkaſſenbuch bon 572 M. Dieſe Kaſſe hatte alſo am Jahresſchluſſe 
1879 ein Vermögen von 3117,86 M. 


J. P. Glatz, 15. Februar. [Schwurgericht. — Diätenkaſſe für 
Geſchworene. — Ordensverleihung. — Wahl.] Am 9. d. Mis. 
wurde die erſte diesjährige Sitzungsperiode des hieſigen Schwurgerichts für 
die Kreiſe Glatz, Habelſchwerdt, Neurode, Frankenſtein und Münſterberg er⸗ 
öffnet und vorgeſtern geſchloſſen. Zum Vorſitzenden des Schwurgerichts 
war wieder Herr Landgerichtsrath Ritter aus Brieg ernannt worden. — 
Zur Verhandlung gelangten 9 Unterſuchungsſachen wider 10 Angeklagte. 
Drei Unterſuchungsſachen, und zwar 2 wegen Verbrechen gegen die Sittlich⸗ 
keit und 1 wegen wiſſentlichen Meineids endeten mit Freiſprechung der An⸗ 
geklagten? Die übrigen 7 Angeklagten wurden verurtheilt, und zwar: wegen 
Mord, Unterſchlagung und wiederholten ſchweren und einfachen Diebstahls 
zur Todesſtrafe und zu einer Zuchthausſtrafe von 5 Jahren, 2 wegen 
Kindesmordes zu Gefängnißſtrafe von reſp. 3% und 1% Jahre (unter An⸗ 
nahme mildernder.Umſtände), 3 wegen Raubes zu einer Zuchtbausftrafe von 
2½ reſp. 5 Jahren und 1 wegen wiſſentlichen Meineids zu einer Zuchthaus⸗ 
ſtraafe von 2 Jahren. Im Ganzen wurde erkannt auf 17 Jahre Zucht⸗ 
hausſtrafe, 5 Jahre Gefängnißſtrafe und gegen 1 Angeklagte auf Todes⸗ 
ſtrafe. Von dieſen 7 Angeklagten wurden 6 noch zum Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ebrenrechte auf die Dauer von zuſammen 25 Jahren verurtheilt; 
ferner wurde bei 3 Verurtbeilten auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht und 
bei 1 Verurtheilten auf dauernde Unfähigkeit, als Zeuge oder Sachverſtän⸗ 
diger eidlich vernommen zu werden, erkannt. Unter den Verurtheilten be⸗ 
fanden ſich 3 Frauensperſonen. — Vor Kurzem wurde hier eine „Diaten⸗ 
kaſſe für Geſchworene des Schwurgerichtsbezirks Glatz⸗Habelſchwerdt⸗Neu⸗ 
rode⸗Frankenſtein und Münſterberg“ gegründet, aus welcher vorgeſtern jeder 
von den zur erſten Sitzungsperiode einberufenen Herren Geſchworenen, 
welche der Kaſſe beigetreten find, 30 Mark ausgezahlt erhielt. Moͤchten 
doch recht viele der Herren, welche als Geſchworene einberufen zu werden 
Ausſicht haben, an dieſem Inſtitut ſich betheiligen, damit daſſelbe auch für 
die Zukunft lebensfähig bleibt und noch mancher Geſchworene für gehabte 
Zeitverſäumniß und Geldopfer eine Entſchädigung erhalten kann. Hierbei 
wird bemerkt, daß der Jahresbeitrag 6 Mark beträgt und daß die Diäten 
nach Maßgabe der alljährlich vorhandenen Mittel von täglich 5 bis auf 
10 Mark erhöht werden können. — Dieſer Tage wurde dem früheren Trom⸗ 
peter im 6. preuß. Huſaren⸗Regiment, Herrn Joſeph Dietrich bierſelbſt, die 
vom Kaiſer von Rußland ihm verliehene St. Annen⸗Medaille übergeben. 
— An Stelle des Ende März d. J. aus dem Magiſtratscollegium ausſchei⸗ 
denden Herrn Stadtrath Buſſert wurde in der letzten Stadtverordneten⸗ 
ſitzung Herr Kaufmann Wilhelm Neumann zum Stapdtratd gewählt. 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


Berlin, 17. Febr. [Börſe.] Die Haltung der Börſe war auch heute 
feſt; der Umfang des Geſchäftes nahm, wie an den Vortagen, nur auf 
einzelnen Gebieten eine größere Ausdehnung an. Wie mehrfach im Laufe 
der jüngſten Tage erhielt auch heute die Börſe ihre Anregung durch Eiſen⸗ 
bahn⸗Mehreinnahmen. Schon geſtern hatte ſich die Erwartung zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß entſprechend der Rheiniſchen Eiſenbahn auch die Bergiſch⸗ 
Martiche für den Monat Januar erhebliche Mehreinnahmen erzielt haben 
dürfte, und die Actien der ebengenannten Bahn hatten in Folge deſſen im 
Verlaufe des geſtrigen Verkehrs eine ſehr bemerkbare Bevorzugung erfahren. 
Die Beſtätigung der Vermuthung durch den von uns an anderer 
Stelle mitgetheilten Januarausweis der Bergiſchen Bahn gab nun der 
Börſe heute einen neuen Impuls, dieſe Actien in außerordentlichem Wake 
fortdanernd zu favoriſiren. Im Zuſammenhange damit entwickelte ſich auf 
dem Eiſenbahnactienmarkte überhaupt eine günſtige Haltung, namentli 
Oberſchleſiſche erzielten einen ſehr lebhaften Verkehr zu weſentlich boͤherem 
Courſe. Auch Freiburger waren animirt. Des Weiteren waren Rumänen 
ſehr beliebt. Die Erklarung dafür dürfte in der Befeftigung, die die Courſe 
des Anlagemarktes erfahren haben, zu ſuchen ſein. Montanpapiere vermochten 
mit höherer Notiz in das heutige Geſchäft einzutreten; indeß begegnete den 
leitenden Papieren viejes Marktes, deſſen Umſäte ſehr beihräntt blieben, bald 
eine Coursabbröckelung, an welcher die Nachrichten über Arbeiterunruhen 
in einer ſchleſiſchen Grube ſchuld ſein mochten. Von den Spielpapieren 
des internationalen Marktes traten Credit bei ſteigendem Courſe in größe⸗ 
ren Verkehr. In der zweiten Börſenſtunde wandte ſich ein lebhafteres 
Intereſſe dem ſpeculativen Bankactienmarkte zu, auf welchem insbeſondere 
den Antheilen der Discontogeſellſchaft und den Actien der Deutſchen Bank leb⸗ 
haftere Umſätze bei ſteigenden Courſen zu Theil wurde. Für Montanwerthe 
beſſerte ſich die Stimmung, ohne zu großen Umſätzen zu führen. Anf dem 
intern. Markte notiren: Credit 541½—4½, Franz. 478 —80, Lomb. 155 —6—5. 
Auf dem Rentenmarkte ging es ſtill zu. Nachdem die Gerüchte über eine be⸗ 
vorſtehende ruſſiſche Anleihe dementirt, hat die feſte Stimmung auf dieſem 
arkte zwar keinen Abbruch erlitten, indeß iſt der Verkehr mit dieſem De⸗ 
menti in rubigere Bahnen getreten. Rubel notiren: per ultimo 220 bis 
220,50 220,25 (Vorprämie 222/150), per März 220 220,50 (Borprämie 
223,50/½3,50), Oeſterreichiſche Renten waren ebenfalls bei ſtillerem Geſchäft 
behauptet. Auf dem localen Markte ſtanden Bahnen im Vordergrunde. 
Wir heben die folgenden Courſe hervor: per ult. noticen Rheiniſche 158,30 
bis 25, do. junge 150,90, Bergiſch⸗Märkiſche 104,90 „25, Ru⸗ 
mänier 50,60 —70 6050, Oberſchleſiſche 179 — 180,40 —25, Rechte Oder⸗ 
ufer 143,40 —25. Von Montanpapieren erzielten Laura 140,50 bis 40 bis 
40,50. Dortmunder Stamm Prioritäten 120—19,75. 7 133,50. 
Von fpeculativen Banken notiren Disconto⸗Commandit 197—99, Deutſche 
Bank 149 —50%. Auf dem Anlagemarkte hatte ſich für deutſche Fonds 
die Stimmung von Neuem befeſtigt. Conſols waren zu 100% gefragt. 


Deutſche Aproc. Prioritäten (Berlin⸗Stettin, Köln⸗Minden, Bergiſche G.) 


in lebhafter Nachfrage. Oeſterr. Prioritäten feſt, namentlich Dux⸗Prag und 

Pilſen⸗Prieſen. Ruſſiſche Prioritäten anziehend. Auf dem Caſſamarkte 

waren große heimiſche Bahnen feſt, zum Theil höher. Oeſterr. Neben⸗ 

babnen ſüll. Von Stamm⸗Prioritäten verkehrten Halle Guben, Markiſch⸗ 
oſen und Berlin⸗Dresden in ſehr feſter Haltung. Banken anziehend. 
eutſche Nationalbank + 570. Induſtrie⸗ und Montanwerthe feſt. 

Courſe um 24 Ube: Felt. Ereonactien 544,50, Lombarden 155,— 
Franzoſen 479,50, Reichsbank 159, Disconto⸗Commandit 199,—, = 
dütte 140,25, Dortm. Union 119,50, Zürten 11,20, Italiener 81,87, Oeſter⸗ 
veibifhe Goldrente 73,62, Ungariſche Goldrente 88,10, Oeſterr. Silberrente 
62,12, do. Bapierrente 61,62, proc. Ruſſen 91,—, neue —, Koͤln⸗Mindener 
148.—, Rbeiniſche 158,25, Bertziſche 106,50, Rumänen 50,62, Ruſſ. Noten 
220,25, Bu De yo I. Orient⸗Anleihe —.—, II. do. 60,12, 
III. do. 60,12, Weimariſche Bank —,—. 

Couvons. (Ceurſe uur für Poſten.) Oeſterr. Silberrent.⸗Gp. 172,85 bey, 
do. Eiſendahn⸗Coupon 172,85 bez., do. Papier in Wien zablbar min, 
40 Mf. k. Bien, Amerik. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,185 bez, do. Eiſenbahn⸗Prior. 
4,185 bez, do. Papier⸗Dollars 4,185 bez., 6% New⸗ork⸗City 4,185 bez., 
Aufl. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Bapier und verl. min. 75 Bf. 
t. Bet, Poln. Papier u. verl. min. 75 Bi. Warſchau, Ruff. Zoll 20, 
bez, 22er Ruſſen —, Große kzaſſiſche Staatzvahn —, — ber, Sa) 
Dogen⸗Erebit —.— bez. Warſchau⸗Wienen Comm. — bez., Rumäni 
Divid.⸗Sch. per 1879 9,90 bez, Warſcdau⸗ Terezvol —.— key, 3 und 
3 % Lombard min. — Pf. Ba we * . — — . 1 
Paricz, Hollandiſche min. — Pf. Amſterdam, Schweider minus — Pf. 5 
Bela Wie Drüſſel. Verl. Sſtr.⸗Obliqat 20,40 bez. 


Elberfeld, 17. Febr. [Die Einnahmen der Bergiſch⸗Märkiſchen 
Eiſ er BEN bargen im Monat Januar 1880 4,459,409 Mark Marr 
4037263 Mk. im Januar 1879, mithin Mehreinnahme 372,146 Mark. 
Die Einnahmen der Rühr⸗Sieg⸗Eiſenbahn incl. Finnentrop⸗Olpe' betrugen im 


Monat Januar 1880 527,182 f 
1879, mithin Medreinne 15,608 N 5 
a Die Einnahmen der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn und der * 
Eiſenbahn zuſammen betrugen im Monat Januar 1880 4,986,891 Mark, 
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gegen 4,599,137 Mark im Monat Januar 1879, mithin Meheinnahme 
387,754 Mark. 


Amſterdam, 17. Febr. In der heute von der niederländiſchen Handels⸗ 
eſellſchaft abgehaltenen Zuckerauction wurden 128 Faß Surinam zu 29% 
is 30% und 264 Fäßchen zu 297 — 30 4 verkauft. 


London, 17. Febr. Wollauction eröffnet. 7996 Ballen angeboten, zabl⸗ 
reich beſucht, lebhafte Concurrenz; auſtraliſche 10, Capwolle ungefähr 5 


Procent höher. FFF 

Berlin, 17. Februar. [Producten⸗ Bericht.] Der Himmel iſt leicht 
bedeckt, die Luft bei lebhaftem Oſtwind ziemlich friſch. Für Roggen gab es 
beute nur wenig Anerbietungen auf Termine, ſodaß ſpärlicher Begehr genügte, 
um den Werth des Artikels um eine Kleinigkeit zu heben. Loco iſt der Handel 
fortdauernd leblos. — Roggenmehl etwas böher. — Weizen hat ſich wenig 
im Werthe veränder!; ſpätere Sichten waren mehr begehrt als angeboten. 
Frübjabr bingegen nicht beachtet. Die Haltung iſt im Allgemeinen ſchließ⸗ 
lich feſter geweſen als im Beginn der Börſe. — Hafer loco feſter; Termine 
ſtill. — Nüböl tuhig, eher matt — Petroleum ziemlich feſt. — Spiritus hat 
ſich im Werthe nicht viel verändert; es fehlte keineswegs an Verkäufern, 
dieſelben widerſtrebten jedoch ſchlechteren Geboten mit leidlichem Erfolge. 

Weizen loc 200—2z40 Mart ore 100% Kuo uach Quan: gefordert 
gelb. märk. — M. ab Bahn bez., per Februar — M. bez., per März⸗April 
Mark bez., per Abril⸗Mai 229½ —228½—229½ Mark bez., ver Mai⸗ 
Juni 229228229 Mark bez., per Juni Juli 228 — 228 — 229 M. bez. 
per Juli⸗Auguſt 217—218 Mark bez., per Septbr.⸗Oetbr. 213% —214 Mark 


bez. Gekündigt — Geniner. Kündigungs preis — M. — Nogzen loc 71 


bis 180 Mark vro 1000 Kilos nach Qualität g⸗fordert, ruſſiſcher — Mark 
bez., inländ. 173—176 M. ab Bahn bez., per Februar und Fehruar⸗März 
171 M. bez., ver April⸗Mai 172% Mark bez. u. Gd., 173 Br“ ver Mai⸗ 


Juni 172½ M. bez. u. Gd., 173 Br., per Juni. Juli 170%—171% Mark 


dez. u. Br., 171 Gd., per Juli⸗Auguſt 165% —166 M. bez., per September: 
October 163%, — 164½ M. bez. Getündigt — Ctr. Kündigungspreis — M. 


Gerſte loce 137—200 M. nach Dualitäs gefordert. — Hafer loco 142 bis 


159 Mark pro 1000 Kilo nad; Qualität gefordert, oſt⸗ und weſtpreußiſche. 
145 —148 Mark bez., ruſſiſcher 145—147 Mark bez., pommerſcher, mecklen⸗ 
burgiſcher und uckermärkiſcher 150—153 Mark bez., ſchleſiſcher 150—153 
Marl bez., böbmiſcher 151—154 M. bez., fein. weißer ruſſiſcher 153 —154 
Mark ab Bahn bez., per Februar — M. bez., per April⸗Mai 149 M. bez., 
per Mai⸗Junf 150% Mark bez., per Juni⸗Juli 152% Mark bez., per Juli⸗ 
Auguſt 154 Mark bez. Belündigt — Ctr. Kündigungspreis — Mark. — 
Mais loco 142—148 Mark nach Qualität gefordert, rumäniſcher — Mark 
bez., amerikaniſcher — M. ab Ban bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungs⸗ 
preis — Mark. — Erbſen, Kochwaare, 168 —205 M., Futierwaare 155 bis 
166 M. — Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sad Nr 00: 
32,50 bis 30,00 Mark bez., Nr. 0: 30,00 bis 29,00 Mark, Nr. O u. 1: 
29,00 — 27,00 Mark bez. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. 
Sack Nr. O: 26,00 — 25,00 Mark bez., Nr. 0 und 1: 24,75 bis 23,75 Mark. 
Roggenmebl dro 100 Kilo Br. Nr. 0 und 1 incl. Sad: per Februar 24,20 
bis 24,25 Mark bez., per Februar⸗März 24,10 —24,15 Mark bez., per März⸗ 
April 24,10 — 24,15 Mark bez., per April⸗Mai 24,10 —24,15 Mark bez., per 
Mai⸗Juni 24,10 24,15 M. bez., per Juni⸗Juli 24— 24,15 Mark bez. Ger 
Kündigungspreis — Mark. — Rüböl pro 100 Kilo loce 
mit Jaß 545 Mark bez., ohne Faß 54,2 Mark bez., per Februar 54,4 Mark 
bez., per Februar ⸗März 54,4 Mark bez., per März⸗April — M. bez., per 
April⸗Mai 54,4 Mark bez., ver Mai⸗Juni 55— 54,9 Mark bez., per Juni⸗ 
Juli — Mark bez, per Juli⸗Auguſt — Mark bez., per September⸗October 
57 —58—57,9 Mark bez. Gekündigt — Centner. Kündigungspreis — M. 
Leinöl loco 66 M. — Petroleum loco per 100 Kilo incl. Faß 25,2 Mark 
bez., per Februar 24,6 M. bez., per Febr. März 24,2 Mark bez., per März: 
April 24 Mark bez, per April⸗Mai 23,8 Mark bez., per September⸗October 
25,6 Mark bez. Getündigt 100 Ctr. Kündigungspreis 24,5 M. 

Spiritus Isca ohne Faß 59,8 — 59,7 M. bez., per Februar und Februar: 
März 59,6 Mark nominell, zer April⸗Mai 60,3 —60,1— 60,2 Mark bez., per 
Mai⸗Juni 60,5—60,3—60,4 P. bez., per Juni⸗Juli 61,3 61, 161,3 M. 
bez., ver Juli⸗Auguſt 62,2—62—62,2 M. bez., ver Auguſt⸗September 62,4 
ee Mark bezahlt. Getundigt 10,000 Liter. Künpigungspreis 
59,6 Mark. 


Breslau, 18. Febr., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 
Stimmung im Allgemeinen bei etwas ſtärkerem Angebot ruhig, Preiſe 
unverändert. x £ . 8 

Weizen, nur zu notirten Preiſen gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 
chleſiſcher weißer 19,60 bis 21,20 — 22,10 Mark, gelber 19,50 — 20,70 bis 

1,40 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Roggen, bei ſtärkerem Angebot unverändert, pr. 100 Kilogr. 16,50 bis 
17,00 bis 17,30 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte, feine Qualitäten behauptet, pr. 100 Kilogr. 15,70 bis 16,80 
Mart, weiße 17,00 bis 17,40 Mark. 

Hafer behauptet, pr. 100 Kilogr. 14,00 — 14,80 bis 15,20 Mark. 

Mais in feſter Haltung, pr. 100 Kilogr. 14,00—14,50—15,20 Mark. 

Erbſen behauptet, pr. 100 Kileg. 18,50 — 19,60 bis 20,20 Mark, 
Vieteria⸗ 21,00—22,00—23,50 Mark. 

Bobnen ſehr feſt, pr. 100 Kilogr. 20,50 — 23,50 - 23,00 M. 

Lupinen, nur feine Qualitäten verkäuflich, pr. 100 Kilogr. gelbe 7,20 
bis 8,00 8,40 Mark, blaue 7,10—8,00—8,30 Mark. 

Wicken unverändert, pr. 100 Kilogr. 13—13,50— 14,20 Mark. 

Delſaaten ohne Aenderung. 

Schlaglein unverändert. n 

Pro 100 Kilogramm netto * und Pi, 


Schlag⸗Leinſaat . 26 = 
Winterraps . 23 — 22 25 21 25 
Winterrübſen 22 50 21 50 20 50 
Sommerrübſen 23 — 22 — 20 50 
Leindottenr 22 — 21 50 20 75 


RNapskuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 6,50—6,70, Mark, — fremde 
6,10—6,30 Mark. ; 

Leinkuchen in ruhiger Stimmung, pr. 50 Kilogr. 9,50—9,70 Mark. 

Kleeſamen ſchwach zugeführt, rother behauptet, pr. 50 Kilogr. 39—44 

id Kr Mark, — weißer preishaltend, 44—53—62—74 Mark, hochfeiner 

r Notiz. N 

Tannenklee ruhig, pr. 50 Kilogr. 42—50—60 Mark. 

Tbymotbee unverändert, pr. 50 Kilogr. 18—22—25 Mark. 

Mehl odne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 30,50—31,50 Mark, 
Roggen fein 26,50—27,50 Mark, Hausbacken 25,50—26,50 Mark, Roggen: 
Futtermehl 10,70—11,60 Mark, Weizenkleie 10—10,50 Mark. 


Heu 2,50—2,80 Mark pr. 50 Kilogr. 
Roggenſtrob 19,00 —22,00 Mark vr. Schock à 600 Kilogr. 


$ Breslau, 17. Febr. [Schienen⸗Submiſſion.] Die Lieferung 
von 4000 Stück Flußſtahlſchienen im Gewichte von rund 910,000 Kilogr. 
ſtand bei der Direction der Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahn in Cottbus 
zur öffentlichen Submiſſion. Frei Fabrikſtation verlangten für 1000 Kilogr.: 
die Vereinigte 0 „und Laurahütte 271 Mk. zur Lieferung im October; 
Phönix, Actien⸗Geſellſchaft in Laar bei Ruhrort, 278,90 M., Lieferung Sep: 
tember:Dctober; Hörder Verein in Hörde 271 M., Lieferung Ende d. J.; 
Abeiniſche Stahlwerke in Meiderich, Ruhrort, 271 M., Lieferung Octoder 
bis December d. J.; die Königin⸗Marienhütte in Cainsdorf 264.50 M. oder 
261,70 M. frei Großenhain, Lieferung im Juli und Auguſt d. J. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 
Sternwarte zu Breslau. 


Februar 17., 18. Nachm. 2 U. | Abends 10 U. | Morgens 6 U. 
+ 0% — 1.9 — 30,8 


5 RER 
Lu 


‘ 


tdruck bei 0° (mm) 744,7 743.8 742,8 
Dunſtdruck (nim) 4,2 3,8 33 
Dunſtſättigung (pCt.). 89 96 95 
R SO. 3. Sd. 3. SO. 3. 
C heiter. zieml. heiter. bedeckt. 


Breslau, 18. Febr. [Waſſerſtan d.] O.⸗P. 4 M. 58 Em. Um. — MN. —. 
Eisſtand. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
London, 17. Febr. Unterhaus. Auf eine Anfrage Dilke's er⸗ 
wiederte Schatzkanzler Northeote, daß die Unterhandlungen wegen der 
Ernennung einer internatlonen Liquldations-Commiſſton für Egypten 


noch fortbauerten und daß es daher ſel, zu ſagen, ob fü 
erfolgreich fein terſtaatsſecretär Bourke er⸗ 
klärte Stmon gegenüber, der Vertreter Englands in Marokko ſei 


we 


wegen des auf die Juden in Fez gemachten Angriffes vorſtellig ge⸗ 
worden, die engliſche Regierung habe dieſes Vorgehen ihres Ver⸗ 
treters gebilligt. Die Frage wegen des Schutzes der in Marokko 
lebenden Nichtmohamedaner ſei von mehreren Regierungen, welche 
deshalb mit der engliſchen in Verhandlungen ſtänden, in Erwägung 
gezogen. 5 

London, 17. Febr. Oberhaus. Beaconsfield antwortete Gran⸗ 
ville, er ſei nicht bereit, zu erklären, daß das Beſtehen des Tripelver⸗ 
trags aufgehört habe, aber, wenn die Mitunterzeichner England an⸗ 
rufen ſollten, deſſen Beſtimmungen entſprechend zu handeln, ſo würde 
er erſtens die in der Türkei ſtattgehabten Veränderungen, zweitens 
die vorliegenden Umſtände erwägen. 

Petersburg, 17. Febr. Im kaiſerlichen Winterpalais 
ſand eine Exploſion ſtatt. Von der kaiſerlichen Familie 
iſt Niemand verletzt. Die Mine lag unter dem Wachzimmer. 
Dieſes befindet ſich unter dem Speiſezimmer. Von der Wachmann⸗ 
ſchaft ſind 35 Mann verletzt, davon 5 bereits geſtorben. In den 
Fußboden des Speiſezimmers iſt eine Oeffnung geriſſen, die 10 Fuß 
lang und 6 Fuß breit iſt. Die kaiſerliche Familie war in Folge 
einer zufälligen Verſpätung noch nicht verſammelt. 

Plymouth, 16. Febr. Der Hamburger Poſtdampfer „Wieland“ iſt hier 
eingetroffen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 


(W. T. B.) Paris, 17. Februar, Abends. [Boulebard⸗Verkehr.] 
Zproc. Rente —, —. Neueſte Anleihe von 1872 —, —. Türken 1865 
—, —. Neue Egypter —, — Banque ottom. —, —. Italiener —, —. 
Cbemins —, —. Oeſterr. Goldrente —, —. Ungariſche Goldrente 87%. 
Spanier exter. 16,56. Spanier inter. —, —. 1877er Ruſſen 92%. Türken⸗ 
looſe —, —. Orient 62%. Ruhig. g 

Frankfurt a. M., 17. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 457. Pariſer Wechſel 81, 20. Wiener 
Wechſel 173, 45. Köln⸗Mindener Stamm⸗Actien 148%. Rhein. Stamm: 
Actien 158%. Heſſ. Ludwigsbahn 104. Köln⸗Mindener Prämien⸗Antheile 
136%. Reichsanleihe 99%. Reichsbank 159. Darmſtädter Bank 153%, 
Meininger Bank 102. Oeſterr.⸗Ungariſche Bank 729, 50. Greditactien*) 
271. Silberrente 62%. . 611. Goldrente 74. Ungariſche 
Goldrente 88. 1860er Looſe 126%. 1864er Looſe 319, 00. Ungariſche 
Staatslooſe 217, 40. Ungar. Oſtbahn⸗Obligationen II 80%. Böhm. Weit: 
bahn 195%. Eliſabetbbahn 166. Nordweſtbahn 144%. Galizier 225. 
Franzofen*) 239. Lombarden*) 77. Staliener —, —. 1877er Ruſſen 
IX. II. Orientanleihe 62%. Central⸗Pacific 109. Feſt. 

Nach Schluß der Boͤrſe: Creditactien 27144, Franzoſen 239, Oeſterr. 
2 1755 —, —, Ungar. Goldrente —, II. Orientanleihe —, III. Orient⸗ 

nleihe —. : 

22% e e 7 lSälus-Cengfe] Hanb 

Samburg, 17. Februar, Nachmittags. uß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 126, Silberrente 62%, Oeſt. Goldrente 73%, Ungar Goldrente 
„8, Credit⸗Actien 271%, 1860er Looſe 126%, Franz. 599, Lombarden 
195, Italien. Rente 81%, 1877er Ruſſen 91½, II. Orient⸗Anleihe 60%, 
Vereinsbank 123%, Laurabütte 139%, Nordd. 167, Commerzbank 119%, 
Anglo ⸗deutſche 66%, 5, Amerik. 96, Köln: Mind. St.- A. —, Rhein. 
Eiſenb. do. 158%, do. junge 150%, Berg.⸗Märk. do. 107%, Berlin⸗Hamb. 
do. 193%, Altona⸗Kiel. do. 137%, Disconto 1½ F. — Sehr feſt. 

Silber in Barren per Kilogr. 154, 25 Br., 153, 75 Gd. 
Wechſelnotirungen: London lang 20, 35 Br., 20, 29 Gd., London ku 
20, 46 Br., 20, 38 Gd., Amſterdam 168,50 Br., 167, 90 Gd., Wien 172, 50 
Br., 170, 50 Gd., Paris 80, 65 Br., 80, 25 Gd., Petersburger Wechſel 

218, 75 Br., 214, 75 Gd. N 

Hamburg, 17. Febr., Nachmittags. [Getreidemarkt.] Weizen loco 
und auf Termine ruhig. Roggen loco und auf Termine ruhig. — 
Weizen per April⸗Mai 228 Br., 227 Go., pr. Mai⸗Juni 228 Br., 227 Gd. 
Roggen pr. April⸗Mai 164 Br., 163 Gd., pr. Mai⸗Juni 164 Br., 163 Gd. — 
Hafer feſt, Gerſte ruhig. Rüböl ruhig, loco 57, pr. Mai 57. Spiritus 
ftill, pr. Februar 52 Br., pr. März⸗April 51% Br., pr. April⸗Mai 50% Br., 
pr. Mai⸗Zuni 50% Br. Kaffee feſter, Umſatz 3000 Sack. Petroleum ſtill. 
Standard white loco 7,40 Br., 7,20 Gd., pr. Febr. 7,20 Gd., pr. März⸗ 
April 7,40 Go. — Wetter: Regneriſch. 

Liverpool, 17. Febr., Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
8 Umſatz 8000 Ballen. Stetig. Tagesimport 4000 Ballen, 
amerikaniſche. 

Liverpool, 17. Febr., Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 B. Middl. 
amerikaniſche März⸗April Lieferung 7%, April⸗Mai⸗Lieferung 7 D. 

Liverpool, 17. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Weitere Meldung. Definitiver Umſatz 12,000 Ball. Amerikaner zu vollen 
Preiſen gehandelt. Good fair Dhollerah 6%, Good Dhollerah 6%. 

Mancheſter, 17. Febr., Nachm. lr Water Armitage 8%, 12r Water 
Taylor 9%,20r Water Micholls 11%, 30r Water Gidlow 11%, 30er Water 
Clayton 12%, 40r Mule Mayoll 12, Or Medio Wilkinſon 13%, 36r Warp⸗ 
cops Qualität Rowland 13, 40r Double Weſton 13%, 60r Double Weſton 
16, Printers %% % 8 Kpfd. 105. Anziehend. 

Petersburg, 17. Februar, Nachm. 5 Uhr. (Schlußcourf 7 Wachſel 
London 3 M. 26, do. Hamburg 3 M. 221%, do. Amſterdam 3 130%, 
do. Paris 3 M. 272, Ruſſ. Pram.⸗Anleihe de 1864 (geſt.) 228%, do. 
de 1866 (geft.) 227%, Ruſſ. Anl. de 1873 —, —, 1877er Ruſſen —, K. Im⸗ 
périals 7, 59, Große Aufl. Eiſenbabnen 261%, Ruſſ. BodencreditPfand⸗ 
briefe 5 Ar II. Orient + Anleihe 91%, III. Orient-Anleihe 91%, Privat: 
discont 5% *. 

Petersburg, 17. Februar, Nachm. 5 Uhr. [Produectenmarkt.] Talg 
loco 58, 50, per August 58, 00. Weizen loco 16,50. Roggen loco 10, 00. 
Hafer loco 5, 00. Hanf loco 35, 00. Leinſaat (9 Bud) loco 16, 50. — 
Wetter: Froſt. ö F 

Königsberg, 17. Februar, Nachm. 2 Uhr. [Getreidemarkt.] Weizen 

ill. Roggen feſt, loco 121/122pfd. 2000 fd. Zollgew. 163, 50, per 
rübiahr 165, 00, per Mai-Juni 166, 00. — Gerfte unverändert. — Hafer 
ruhig, loco pr. 2000 Pfd. Zollgew. 136, 00, per Frühjahr 140, 00. — 
Weiße Erbſen pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 151, 00. — Spiritus per 100 
Mu - ee 59, 00, per Frühjahr 60, 00, per Mai⸗Juni 61, 00. 
— Wetter: Froſt. 

Danzig, 17. Februar, Nachmittag 2 Uhr. [Getreidemarkt.] Weizen 
loco unverändert. Umſatz 550 To. Bunt und Na 00 mehr oder weniger 
ausgewachſen —, hellbunt 222, hochbunt und glaſig 230,00, pr. April⸗Mai 
Tranſit 227—228, per Juni⸗Juli Tranfit 230. Roggen loco inländiſcher pr. 
120 Pfd. 158,00 bis 160,00, polniſcher oder ruſſ. pr. 120 Pfund Tranſit —, 
unterpolniſcher per April⸗Mai Tranſit 163,00, inland. per April⸗Mai 
165,00. Kleine Gerſte loco 145,00. Große Gerſte loco 168,00, — 1 5 
In» a — Erbſen loco 140,00. — Spiritus pr. 10,000 Liter = pCt. 
co 57, 00. 

Peſt, 17. Febr., Vormittags 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen 
Ben ann 6005 565 Br. Mais per M Juni 8, 80 G 

afer per jahr 7, d., 7, N er Mai⸗ „ d., 
8, 85 Br. Kohlraps per Auguſt⸗September 13. — Wetter: Nebel. 

Paris, 17. Februar, Nachm. 
Weizen ſteigend, per Februar 33, 90, per März 33, 60, per Mai⸗Juni 
32, 75, per Mai⸗Auguſt 31, 75. — Mehl behauptet, per Februar 68, 00, 
per März 68, 25, per Mai⸗Juni 68, 00, per Mai⸗Auguſt 67,00. — Rüböl 
subig, per Februar 79, 25, per März 79, 50, per Mai⸗Auguſt 81, 50, 
per September⸗December 82, 50. — Spiritus weichend, per Febr. 73, 50, 
per März 72, 50, per April 71, 75, per Mai⸗Auguſt 70, 25. 

Paris, 17. Febr. Nachmittags. Robzucker ruhig, Nr. 10/13 per Februar 
per 100 Klgr. 60, 50, 7/9 per Februar per 100 Klgr. 66, 50. Weißer 
7600 behauptet, Nr. 3 per 100 Kigr. per Februar 69, 75, per März⸗April 

0,00, per Mai⸗Auguſt 69, 50. 

London, 17. Febr. Havannazucker Nr. 12, 26. Ruhig. 

Antwerpen, 17. Febr., Nm. [Getreidemarkt.] (Schlußbericht.) Weizen 
weichend. Roggen behauptet. Hafer vernachläſſigt. Gerſte behauptet. 

Antwerpen, 17. Febr., Nachm. 4 Uhr 30 Minuten. Petroleummarkt 
(Schluß bericht). Raffinirtes, Type weiß, loco 18 ben, 18% Br., per März 
18 bez. 18% Br., per April 18% Br., per Septbr. 20 Br. Feſt. 

(W. T. B.) Amſterdam, 17. Febr. 
Roggen ver März 198, per Mai 201. 

Glasgow, 17. Febr. Rodeiſen 70, 3. 


- 
December 


Frühjahr 14, 42 Gd., 14, 45 Br. — 


[Produ 1 umartt.] (Schlußbericht.) | währisch 


[Getreidemartt.] Schlußbericht.) 


per April 7, 65 


dard while locg 7, 45, per März 7, 55, 
8, 45. Allet Bie. 


Berliner Börse vom 17. Februar 1880. 


Fonds- und Geld-Course. 


Deutsche Reichs - Anl. 4 | 99,90 bz Amsterdam 
“onsolidirte Anleihe 4½ 106.00 B ee e 
do. do, 1876 ..4 200,25 bz Londen 1 Lstr... 


#taats-Anleihe .... 4 
Petersburg 100 BR, ... 
Warschau 10% K. 
3 415.103, TE 


. 4 | 94,80 bz Kurh, 40 Thaler-Loose 28409 bzG 
“+. 4½, 103,25 b Badische 35 Fl.-Loose 177,90 bz 
Ord. 4½ — — Braunschw. Präm.-Anleihe #9,60 bs 
99.30 bz Oldenburger Loose 15650 B 


91,40 bz 1 
99,60 bz Dollar 4,20 G 1 
99.90 @ Oest, Bku. 173.25 272 0 
59,90 8 do. Siübergi 172,06 © 
923,68 bz Russ. Bkn. 220.00 9% 2 
99,60 bz 


do, 


do . 
do. Lndceh. 
Posensche neue, . 4 
Schlesische ... 3½ 
\ Lndschaftl.Central|& 
= u 1 


Ducaten — — 
Sover. 20,35 8 
Napoleon 16.20 6 
Imperiala 16,67 G 


1016, Fiandbriero, 


Pommersche 
Posensche 


tenor 


Preussische 4 | 


Westfäl, u, Rhein.|4 1100,06 G -Actien. 
3 Sächsische 490.70 528 Eisenbahn-Stamm Aotien 
Schlesische 90.70 b2G Divid. prof 1878 1879 f a0 58 
zadische Präm.-Anl. A 137.60 bzG Aachen-Mastricht.| 4a äl 4 nu — 
3aierische Präm.-Anl. 4 13g 46 bzB Berg-Märkische . Rinn 
do. Aul. v. 1875 4 99,46 bz Berlin-Anhalt . 8 — 4 1103.00 
Oöln-Mind, Prämiensch 3½ 186,75 bs }Berlin-Dresden .. — 4 
Sachs. Rente von 1876/38 | 76,76 8 Berlin-Görlitz .. . o 1 
= Berlin-Hamburg . — 4 
Hypotheken-Certificate. Ber!-Potsd.-Magdb | ! 4 g 
krupp'sche Partial-Ob. 5 11000 bz Berlin-Stettin . .. 4. 4 
Inkb. Pfd. ar Hp. . 40% 10200 bzG Behm. Westbahn. — 8 
do. do. 5 104,00 528 Bresl. Freib . 3 — 4 
deutscheHyp-Bk.-Pfb. 4½ 100,50 bs JCöln-AMinden. .. 68 % 1 
do. TE do, 5 102.60 526 Dux-Bodenbach.B. ” o 4 
Zündbr, Cent.-Bod.-Cr./41/ 101,10 bz Gal. Carl-Ludw.-B.| 8, — 4 
Inkündb. do. (1872) 105,10 ba Halle-Sorau-Gub, „| 0 0 
do. rückzb. à 1105 113% bz Hannover-Altenb, | 0 if 
do. do. do. 4½ 106,10 ba Kaschau-Oderberg| 4 “ 5 
Ink. H. d. Pr. Bd.-Ord.-B. 5 — — a 5 . 
do. III. Em. do. 5 0 9 1 
Xündb,Hyp.Schuld. do. 5 4 Age 
App-Anth. Nord.G-C-B|5 Ir 1 
do. do. 2 x 1 4 in 
% . Er 0 
. Oberschl. A. C. P. E. 8½ | — 3179.75 5 
ORTEN, 8 — 3½ 14,0% b 
Oesterr.-Fr. Bt.-B.| 6 — 4 |478,50-80 7 
Jestsudb (kombi) 4 1 288.75 7) 
0225 bed est,Südb,(Lomb.)| 8 6 164. 30.5 9% 
12210 b Oestpreuas. üdd. 0 e 4 G40, be 
102,50 bc jRechte-O.-U.-B.. . 7 — |4 142.0 b# * 
zchles. Bodener.-Pfdbr. 5 104,90 B Reichenberg -Pard.] A 4 4115| 57.00 bi 
do. do. 4½ 103,60 8 Rheinische 7 7 4 116823 b. 
3üdd, Bod.-Cred.-Pfdb.õ | —— 40. Lit. B. (40 gar.) A 4 1 [9860 
40 do. 4½ 102.0 8 Rhein-Nahe-Bahn | d 0 4 13.25 55 
- - Rumän,Eisenbahn| 2 — 4 48,5% 525 1 
Ausländische Fonds. e raten, 2 du 6 Ai — 
— 1.1.1.4 targard- Posener. 2 3103 76 f 
N 10 4 5 00 6218 m Thüringer Lit 4. 8 — 4/1676 % 


do, Goldrente . 4 Warschau. Wien. 4 125550 BEZ 


Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actie: 


Kronpr. Rudolfb,. 
Ludwigsh,-Bexb, . 
Märk.-Posener „. 
Magdeb.-Halberst, 
Mainz-Ludwigsk, . 
Niederschl.-Märk.. 


Borlin-Dresden . % | — % | 4350 5% 
Berlin-Görlitzer .| } — 6 | 7435 7 
Breslau-Warschau| o — s | 42.25 5. 
Halle-Sorau-Gub. .| 0 — |5 | 85,60 
e 0 2 * er 570 
Kohlfurt-Falkenb,| u a Ä 
er Märkisch-Posener| s | 5 [5 1040 b. 
do en: ls Magdeb.-Halberst,| dis 3½ [314] 5440 00 
r do, Lit. 6% 3 f f d 
55 nie Ostpr. Südbahn. “ 5 s se 23% or 
dae Pola. Schatr Old Posen-Ereushurg 7%. 141 nei 
Lein. Pfndbr. III. Em. 8 Das F s 10800 8% 
Poln. Liquid.-Pfandbr./4 | 68 40 bn Sal. Bahn 2 „ 8 
Amerik. rückz, p. 18816 5 38.00 


0 
do. 50% Anleihe. 5 Weimar-Gera 
tal. 50% Anleihe 
Baab-Grazer 100Thir.L 4 Bank-Papiere, r 
Zumänische Anleihe 8 Allg. Deut. Haud.-G . 2 — 4 73, 6 0 
Türkische Anleihe .fr. 11.20 etbzB Berl. Kassen-Ver.| 8%¾ö 89/1004 170,0 550 
Ingar. Goldrente . 6 8,30 bag Berl. Handels-Ges.| 6 5 4 160 br 
do. Loose (M. p. St.) fr. 217,10 bs Brl. Prd.-u.Hdls.-B. 0 — 4 | 76,55 956 
Ong.50/8t,-Eisnb.-Anl.|5 | 85,40 bzG IBraunschw. Bank 4½ — 4 95.0% N; 
Schwedische 10 Thlr.-Loose — Bresl. Disc. Bank. 3 — 4 | 9700 46 
finnische 10 Thlr.-Loose 61,25 ba Bresl. Wechslerb.] 5%, | — 4 10360 . 
fürken-Loose 32.80 bB Coburg.Cred.-Bnk.| 4½ 5 4 1025 5 
. Danziger Priv.-BK.] 61 — 110.26 ® 
Eisenbahn-Prioritäts-Actien. Inarmıt. Creditbk. 60. — 153 30 550 
Zerg. Märk. Serie II. . 4½ 103,00 @ Darmst, Zettelbk.| 5½ | 517, ja 107776 
do. III. v. St.3½.3½ 91,40 bz Deutsche Bank 6% — [4 [16025 % 
do. do. VI. 4½ 103,00 0 do. Reichsbank 6,8 | — 4.169% 5 
do. Hess. Nordbabn/5 102,69 ba do.Hyp-B.Berl.| 64 | — |4 | m, 525 
Zerlin-Görlita 102,75 8 Disc,-Comm,-Anth.| 6½ | — (4 198.50 99 
0% „ . 4½ 101.25 bz do. ult.| 6½ | — 4 1197 7» 6 
do. Lit. C. 4½% 200.90 ba Genossensch.-Bnk.| 5½ — 4 [113.75 . 
Bresl.-Freib, Lit. F. q 4½ 102,25 6 do. junge] 5% — ja 13080 
do. do. Goth. Grundcredb.| 6 — 133090 6 
do. do. do. junge 6 — u 24 
Hamb, Vereins-B. 734 7 |4 | 7 bes 
Haunov. Bank. 3½ | — 4 [16 30 6 
Königsb.Ver.-Bnk,| & — 1 | 950 % 
areslau-Warschauer . Lndw.-B. Kwilecki| 4% — |4 1% % 
Oöln-Minden III. Lit. A. 4 5 Leipz. Ored,-Anst.| % | — |4 [15428 % 
do, .. Lit. B. 4½ 101,50 ba Luxemburg. Bank z — 4 13980 22 
40. . . . IV. 4 | 99,25 bz Magdeburger do. | 6%, | — 4 1% „ 
do. . V. 9,25 b Meininger do. 2½ | — (4 1018. 5 
Aalle-Sorau-Guben . 4½ 108, @ Nordd, Ban. 8% 10 4 1672 6% 
Aannover-Altenbeken. 4½ 100.44 bzG Nordd. Grunder.-B. ® — 170% 5% 
Lärkisch-Posener . 4 ½ 102,75 bzB Oberlausitzer Bk.| 4 — 4 80% 4 50 
Siederschles.-Märk. I. 4 B Oest. Ored.-Actien| 8 | — 14 744604 
2 o. II. 4 Posener Pro.-Bank > — 1 11875 bad 
2 ‘ Pr. Bod.-Cr.-Act.-B. 2 NN 5 
Obi. U. ,! 0h 6 r- cent ad- % — f [128m DIE 
7 45 Sächs, Hauk: 594 — ja 12846 bi 
B.. 43 ½ 9,59 0 schl. Bank-Verein] 5 — ja 111.50 bin 
N. 1909.26 8 Weimar. Bank 0 — 4 | 43,60 
9.25 8 Wiener Unionsbk.| 5 - | = 
...... In Liquidation, 
g Berliner Bank ..| — — if — — 
H.. . . „4141103,5u @ Centralb. f.Genoss.| — — [er] 4800 bes 
von el 15 103,79 b2& Sachs. Cred.-Bank — — kr. — 
von . er Schl. Vereinsbank| — — lr. — 24 
von 1874 „411103,10 G Thür 1 1 Im s 
Brieg-Neisse 41 nger Bank U 


do. Cosel- Oderb. 5 3 193,10 @ Industrie-Papiere. 


— v. Elsenbahnb.-G 0 | — 4 | 940 b# 
do. Reichs-u.00.-B.| — — kr. „6 
b. Märk.Sch Masch %0 | — 4 | 42,75 
2 Südbahn . Nordd. Gummifab| A 1 — |4 | 63.00 
Zechte-Oder-Ufer-B. . 4 pr 
41ů Pr. Hyp.-Vers.-Act.] 5 — 1 910% 
bee Eisenbahn „MN Sable. Feuervers, 21 — tr. 1045 6 


Iharkow-Asow gar.. 5 
do, nn in Pfd,Sterl.|5 
Oharkow-Kremen, gar.|5 
do, do. = pid. Sterl. = 
äsan-Koslow ger... 
— 
0. 


erag-Dux fr. 
Jal. Carl-Ludw.-Bahnſs | 9050 8 
do. neue 5 


Dopnersmarkhütt,| ½ 
Dortm. Union 0 
do. abgest. 0 
Königs- u. Laurah. 
Lauchhammer 0 
Marienhütte 
Cons. Bedenhütte | 4 
do, Oblig.| 6 
Schl.Kohlenwerke] 0 
5 Schl.Zinkh.-Actien 

8 3, do. St.-Pr.-Act. 

1 45 Oppeln. Portl. Cem. 
8 Groschowitzer dto. 
Tarnowitz. Bergb.| 0 
Vorwärtshütte. 0 


Bresl. E.-Wagenb, 
do, ver. Oelfabr. 
do. Strassenbahn 

Erdm, Spinnerei © 

Görlitz. Eisenb.-B.| | 

Hoffm.’sWag.Fabr| 0 

O,-Sehl. Eis enb.-B. 

Schl. Leinenind. 
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1 
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Tronpr. Rudolf-Bahn . 
Desterr.- Französische. 3 


8828388 
8882888 


2 2 
5 2 88 8 


do. Porzellan 
wilh: MA. 


Stadt- Theater. 


Mittwoch, den 18. Febr. Neu ein⸗ 
— b Tenpte ad Jüdin.“ 


d 
kl. Quant. m. belieb. Eindr,, 
Ausw. u, bill, Preisen bei 

P. Cohn, Oder- u. B 


x Etiquette, 
Liqueur. & Felgen ge 

in 
Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 


Deus vou Grag, Barth u. Gomp. (W. Friedrich in Breslan- 


